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hAuptresultAte	der	AnAlyse		
der	Abstimmung	Vom	28.11.2010

Am	 28.	 november	 2010	 wurden	 dem	 schweizer	 stimmvolk	 die	 Ausschaffungsinitiative,	
der	gegenentwurf	zur	Ausschaffungsinitiative	und	die	steuergerechtigkeits-initiative	zum	
entscheid	vorgelegt.	das	ergebnis	der	Abstimmung	war	historisch.	erstmals	wurde	eine	
initiative	im	bereich	der	Ausländerpolitik	angenommen.

die ausschaffungsinitiative und der Gegenentwurf 

diesen	erfolg	hatte	die	sVp-initiative	zunächst	einmal	ihrer	konsequenten	unterstützung	in	
den	eigenen	reihen	zu	verdanken.	nahezu	alle	ihrer	sympathisantinnen	(98%)	nahmen	das	
begehren	an	der	urne	an.	Ausserdem	fand	die	initiative	auch	zuspruch	in	den	bürgerlichen	
kreisen.	etwa	jeder	zweite	Fdp-Wähler/in	(51%)	legte	ein	Ja	ein.	bei	der	cVp-Anhängers-
chaft	war	der	Ja-stimmenanteil	zwar	geringer,	aber	mehr	als	ein	drittel	 (37%)	von	 ihnen	
entschied	sich	–	entgegen	der	parteiparole	–	zugunsten	des	begehrens.	 im	linken	lager	
stiess	die	 initiative	erwartungsgemäss	auf	wenig	sympathie.	nur	12	prozent	der	sp-An-
hängerschaft	stimmten	zu	ihren	gunsten.	die	erfolgschancen	der	initiative	wurden	jedoch	
weiter	dadurch	erhöht,	dass	der	gegenentwurf	in	keinem	der	politischen	lager	derart	deut-
liche	mehrheiten	fand	wie	die	initiative	bei	den	sVp-sympathisantinnen.	Am	höchsten	waren	
die	zustimmungswerte	in	der	mitte	des	politischen	spektrums.	etwa	zwei	von	drei	Anhän-
gerinnen	 der	 Fdp	 (64%)	 und	 der	 cVp	 (63%)	 stimmten	 Ja	 zum	 gegenentwurf.	 im	 rechts-
konservativen	lager	hingegen	wurde	die	parole	der	sVp	diszipliniert	befolgt:	94	prozent	
derjenigen,	die	der	sVp	nahe	stehen,	verwarfen	den	gegenentwurf.	die	sp-Wählerschaft	
schliesslich	war	ähnlich	wie	ihre	parteispitze	gespalten	zwischen	einem	taktischen	Ja	und	
einer	 konsequenten	 umsetzung	 der	 eigentlichen	 präferenz	 (Ablehnung	 beider	 Vorlagen).	
letztendlich	entschied	sich	die	eine	hälfte	für	ein	Ja,	die	andere	für	ein	nein.	gesellschaft-
liche	merkmale	spielten	bei	dieser	Abstimmung	bloss	eine	untergeordnete	rolle.	

taktische	erwägungen	waren	hingegen	von	hoher	bedeutung	für	das	Votum	–	insbesondere	
bei	der	befürworterschaft	des	status	Quo.	Angesichts	der	Vorumfragewerte	für	die	sVp-
initiative	entschloss	sich	etwa	ein	drittel	von	ihnen	(32%),	dem	gegenentwurf	zuzustimmen,	
um	die	Annahme	der	initiative	nach	kräften	zu	verhindern.	indes	gelang	dies	nicht.	Weiter	
erzielte	 der	 gegenentwurf	 bei	 der	 (letztlich	 bedeutungslosen)	 stichfrage	 zwar	 eine	 hau-
chdünne	mehrheit	bei	den	Volks-,	aber	eine	klare	minderheit	bei	den	standesstimmen.	dies	
obwohl	er	bei	der	stichfrage	–	mit	Ausnahme	der	wohl	aus	überzeugung	leer	stimmenden	
–	beinahe	die	maximale	unterstützung	der	doppel-nein-stimmenden	erhalten	hatte.

Angenommen	 wurde	 die	 initiative,	 weil	 man	 sich	 dadurch	 eine	 konsequente(re)	 Auss-
chaffung	 krimineller	 Ausländerinnen	 erhoffte	 und	 weil	 man	 der	 Ansicht	 war,	 krimina-
lität	sei	 im	Wesentlichen	ein	Ausländerproblem.	das	nein	zur	 initiative	war	häufig	 (42%)		

gleichbedeutend	 mit	 einem	 kategorischen	 nein	 zu	 jeglichen	 Verschärfungsmassnah-
men	in	der	Ausschaffungspraxis.	daneben	(17%)	wurde	aber	auch	kritik	an	den	Auss-
chaffungsgründen	und	am	deliktkatalog	der	initiative	geübt.	15	prozent	der	nein-stim-
menden	verwarfen	das	begehren,	weil	es	von	der	sVp	stammte	bzw.	weil	man	darin	eine	
blosse	Wahlkampfstrategie	sah.

der	 gegenentwurf	 fand	 unterstützung	 bei	 denjenigen,	 die	 durchaus	 für	 eine	 Vers-
chärfung	 der	 Ausschaffungspraxis	 sind,	 aber	 die	 initiativforderungen	 für	 zu	 weit	 rei-
chend	empfanden.	dazu	gehören	diejenigen,	die	den	gegenentwurf	als	milder	und	hu-
maner	bezeichneten	(21%),	aber	auch	solche,	welche	die	aus	ihrer	sicht	massgeblichen	
Vorzüge	 des	 gegenentwurfs	 nannten	 (z.b.	 rechtskonformität,	 einzelfallprüfung	 oder	
praxistauglichkeit).	 insgesamt	 16	 prozent	 bekannten,	 dass	 ihr	 Ja	 aus	 rein	 taktischen	
gründen	erfolgte.	die	gegnerschaft	des	gegenentwurfs	war	hingegen	eine	sehr	hete-
rogene	gruppe.	es	gab	solche,	die	den	gegenentwurf	als	zu	lasch	ansahen	(43%),	aber	
auch	 solche,	 für	 die	 jener	 bereits	 zu	 weit	 ging	 (mindestens	 20%).	 15	 prozent	 konnten	
ihren	nein-entscheid	nicht	begründen	oder	gaben	gar	explizit	an,	der	beweggrund	für	
den	negativen	entscheid	habe	darin	gelegen,	dass	ihnen	der	inhalt	des	gegenentwurfs	
unklar	gewesen	sei.

zwei	 initiativunterstützende	 Argumente	 polarisierten	 stark:	 einerseits	 das	 Argument,	
wonach	die	konsequente	Ausschaffung	straffälliger	Ausländerinnen	sicherheit	schaffe,	
und	andererseits	dasjenige,	wonach	einzig	die	 initiative	dieses	problem	 löse.	die	An-
sichten	zu	diesen	beiden	statements	gingen	zwischen	der	initiativbefürworterschaft	und	
der	initiativgegnerschaft	weit	auseinander.	Weniger	stark	waren	die	differenzen	bei	den	
kontra-Argumenten	zur	initiative.	selbst	eine	mehrheit	der	Ja	zur	initiative	und	gleich-
zeitig	nein	zum	gegenentwurf	stimmenden	 (52%)	war	beispielsweise	der	Ansicht,	die	
initiative	verspreche	mehr	als	sie	umsetzen	könne.	immerhin	36	prozent	dieser	stim-
menden	hielten	zudem	die	definition	der	zur	Ausweisung	 führenden	straftatbestände	
in	 der	 initiative	 für	 willkürlich.	 ein	 erheblicher	 teil	 der	 initiativbefürworterinnen	 sah	
demnach	auch	schwächen	in	der	initiative,	stimmte	ihr	jedoch	trotzdem	zu.

die steuergerechtigkeits-initiative

der	 entscheid	 zur	 steuergerechtigkeits-initiative	 war	 vom	 links-rechts-gegensatz	
geprägt.	im	linken	lager	lag	die	Annahmequote	bei	deutlich	über	50	prozent,	während	
rechte	 Wählerinnen	 das	 begehren	 wuchtig	 ablehnten.	 die	 ideologische	 prägung	 der	
Abstimmungsauseinandersetzung	zeigt	sich	auch	im	stimmverhalten	der	parteianhän-
gerschaften:	 die	 sp-sympathisantinnen	 standen	 zu	 78	 prozent	 hinter	 ihrer	 initiative,	
während	die	bürgerlichen	Wählerschaften	(nein-stimmen	cVp:	69%;	Fdp:	86%)	und	die	
sVp-Anhängerinnen	(75%)	sie	deutlich	ablehnten.

ordnungspolitische	haltungen	spielten	ebenfalls	eine	bedeutende	rolle	beim	entscheid.	
Wer	etatistisch	eingestellt	ist,	hat	die	Vorlage	mit	erheblich	grösserer	Wahrscheinlich-
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keit	(58%)	angenommen	als	deregulierungsbefürworterinnen	(27%).	da	die	initiative	die	
steuerhoheit	der	kantone	teilweise	einschränken	wollte,	war	es	nicht	weiter	erstaunlich,	
dass	sich	die	"Föderalisten"	unter	den	stimmbürgerinnen	vehement	gegen	das	begeh-
ren	aussprachen	(77%	nein-stimmen),	während	solche,	die	dem	bund	mehr	kompeten-
zen	einräumen	wollen,	die	Vorlage	knapp	mehrheitlich	annahmen	(55%).	die	höhe	des	
haushaltseinkommens	spielte	hingegen	keine	bedeutsame	rolle	für	das	Votum.

Angenommen	wurde	die	 initiative	von	knapp	einem	drittel	der	Ja-stimmenden	 (32%),	
weil	sie	degressive	steuermodelle	verbieten	wollten.	Weitere	20	prozent	bezogen	sich	
bei	 der	 entscheidbegründung	 auf	 soziale	 Aspekte	 und	 17	 prozent	 wollten	 den	 steue-
rwettbewerb	generell	einschränken	oder	gar	abschaffen.	Für	etwa	ein	Fünftel	der	nein-
stimmenden	(22%)	kam	hingegen	eine	einschränkung	der	kantonalen	oder	kommunalen	
steuerhoheit	nicht	 in	Frage.	ein	weiteres	Fünftel	befürchtete	 im	Falle	einer	Annahme	
der	 initiative	 einen	 Wegzug	 von	 vermögenden	 steuerzahlerinnen	 und	 damit	 einher-
gehend	 steuererhöhungen	 für	 alle.	 Acht	 prozent	 verwarfen	 die	 initiative,	 weil	 sie	 mit	
einer	steuermehrbelastung	 für	den	mittelstand	rechneten.	ein	beträchtlicher	teil	der	
nein-stimmenden	(38%)	machte	keine	spezifisch-inhaltlichen	gründe	geltend.	

die	Argumente	der	befürworterschaft	vermochten	die	mehrheit	der	stimmenden	nicht	
zu	 überzeugen.	 eine	 steuerharmonisierung	 wünscht	 sich	 bloss	 eine	 minderheit	 der	
stimmenden	(40%).	Auch	die	Wegzugsdrohung	einiger	vermögender	steuerzahlerinnen	
mache	 diese	 noch	 nicht	 zu	 schlechten	 schweizer	 bürgerinnen,	 argumentierte	 eine	
knappe	mehrheit	(53%)	der	befragten.	hingegen	gehen	die	Ansichten	darüber	diametral	
auseinander,	wer	vom	steuerwettbewerb	in	der	schweiz	hauptsächlich	profitiert.	etwa	
die	hälfte	(49%)	glaubt,	dass	dies	einzig	die	multimillionäre	seien,	während	45	prozent	
dies	bestreiten.	

das	kontra-Argument,	welches	den	stärksten	zuspruch	erfuhr,	war	dasjenige,	wonach	
der	mittelstand	mehr	steuern	zu	bezahlen	hätte,	sollten	die	reichen	und	Vermögenden	
abwandern.	die	nein-stimmenden	zeigten	sich	zu	81	prozent	damit	einverstanden,	aber	
auch	die	initiativbefürworterinnen	rechneten	zu	44	prozent	damit.	

Zur methode

die	vorliegende	untersuchung	beruht	auf	einer	von	der	VoX-partnerschaft	realisierten	
nachbefragung	 zur	 Volksabstimmung	 vom	 28.	 november	 2010.	 die	 befragung	 wurde	
vom	Forschungsinstitut	gfs.bern	 innerhalb	 von	 vierzehn	tagen	nach	der	Abstimmung	
durchgeführt.	die	datenanalyse	erfolgte	durch	das	institut	für	politikwissenschaft	der	
universität	bern	 (ipW).	die	befragung	wurde	von	75	befragerinnen	von	zu	hause	aus	
telefonisch	 durchgeführt,	 wobei	 gfs.bern	 die	 möglichkeit	 hatte,	 die	 interviews	 extern	
und	ohne	dass	dies	für	die	befragerinnen	und	die	befragten	erkennbar	war,	zu	beauf-
sichtigen.	die	Auswahl	der	befragten	wurde	in	einem	dreistufigen	zufallsverfahren	er-
mittelt.	der	stichprobenumfang	betrug	1506	stimmberechtigte	personen,	davon	kamen	

53	prozent	aus	der	deutschschweiz,	27	prozent	aus	der	Westschweiz	und	zwanzig	pro-
zent	aus	der	 italienischsprachigen	schweiz.	der	stichprobenfehler	 für	die	gesamtheit	
der	 befragten	 lag	 bei	 ±2.5	 prozent.	 Vorsicht	 bei	 der	 interpretation	 der	 daten	 ist	 dort	
geboten,	wo	die	teilstichproben	klein	sind	und	die	Verteilung	der	prozentwerte	zugleich	
ausgeglichen	 ist	 (50:50).	 in	solchen	Fällen	können	auf	grund	des	stich-probenfehlers	
keine	Aussagen	über	mehrheitsverhältnisse	gemacht	werden.
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tabelle 1:  Abstimmungsergebnisse für die schweiz und nach kantonen,  
in prozent der stimmenden

stimmbeteiligung
in %

ausschaffungs-
initiative % ja

Gegenentwurf
% ja

steuergerechtig-
keitsinitiative

% ja

schweiz 52.6 52.9 45.8 41.5

zh 56.6 50.8 46.9 41.1

be 50.7 53.7 46.3 48.4

lu 57.2 55.9 46.9 33.9

ur 48.4 61.3 39.8 29.2

sz 57.9 66.3 39.1 22.5

oW 57.9 60.3 43.1 20.8

nW 61.0 60.8 41.5 20.1

gl 45.2 60.8 41.4 40.7

zg 57.9 55.0 49.4 20.5

Fr 47.3 48.6 47.6 45.8

so 54.2 58.1 45.0 41.1

bs 55.7 43.4 47.9 58.7

bl 50.9 53.5 48.2 46.4

sh 67.9 56.3 45.9 40.7

Ar 57.4 56.0 46.2 38.5

Ai 49.0 65.7 39.4 25.1

sg 53.7 59.9 44.3 39.5

gr 45.5 52.6 44.4 37.8

Ag 52.9 57.3 47.1 35.4

tg 50.8 61.1 44.3 35.9

ti 46.1 61.3 45.0 40.6

Vd 51.9 41.8 42.6 46.8

Vs 54.1 51.8 48.3 31.6

ne 47.8 44.0 46.9 57.0

ge 54.0 44.3 43.6 50.7

Ju 42.3 42.7 45.7 59.1

Quelle:	http//www.admin.ch	(vorläufige	ergebnisse)

die	bedeutung	der	VorlAgen,		
die	beteiligung	und	die	meinungsbildung
	

die Bedeutung der Vorlagen

die	befragten	stuften	die	bedeutung	der	drei	Vorlagen	sowohl	für	sich	selbst	wie	auch	für	
das	 land	 auf	 einer	 skala	 von	 0	 (ohne	 bedeutung)	 bis	 10	 (höchste	 bedeutung)	 ein.	 dabei	
wurde	der	Ausschaffungsinitiative	sowohl	für	das	land	wie	auch	für	sich	selbst	die	höchste	
relevanz	zugewiesen.	der	für	die	Ausschaffungsinitiative	ermittelte	durchschnittswert	von	
7.2	(für	das	land)	liegt	über	dem	langjährigen	durchschnitt	von	6.9	und	übertrifft	denjeni-
gen	für	den	gegenentwurf	(6.1)	deutlich.	der	steuergerechtigkeits-initiative	wurden	durch-
schnittliche	bedeutungswerte	zugesprochen.

tabelle 1.1:  wahrnehmung der bedeutung der vorlage für das land und für sich selbst, 
in prozent stimmberechtigter 

ausschaffungs-
initiative

Gegenentwurf steuergerechtigkeits-
initiative

bedeutung	für… das	land sich	selbst das	land sich	selbst das	land sich	selbst

sehr	klein	(0,	1)
klein	(2–4)
mittel	(5)
gross	(6–8)
sehr	gross	(9,	10)

3
7
12
50
29

7
10
20
44
20

6
14
21
42
17

13
17
23
36
11

3
11
18
46
22

9
15
23
38
15

Arithmetisches	mittel	
(n)

7.2
(1385)

6.3
(1380)

6.1
(1290)

5.2
(1284)

6.7
(1323)

5.7
(1309)

durchschnitt	1993–2008 6.9 5.4 6.9 5.4 6.9 5.4

©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die Beteiligung

die	teilnahmequote	von	knapp	53	prozent	lag	über	dem	schnitt	für	die	letzten	beiden	Jahr-
zehnte	(44.1%).	Wie	üblich	beteiligten	sich	die	hohen	bildungsschichten	und	einkommens-
klassen	überdurchschnittlich	stark	ebenso	wie	die	älteren	stimmberechtigten.	die	stärkste	
motivation	zur	teilnahme	bildete	jedoch	das	politische	interesse.	Wer	ein	ausserordentlich	
starkes	interesse	an	politische	Angelegenheiten	bekundet,	liess	sich	kaum	davon	abbrin-
gen,	seine	stimme	abzugeben	(83%	teilnahmequote).	Anders	die	politisch	desinteressier-
ten:	sie	blieben	der	urne	zu	94	prozent	fern.	Von	den	vier	grossen	bundesratsparteien	wur-
den	die	parteianhängerschaften	der	sp	und	sVp	am	stärksten	mobilisiert.	Fast	drei	Viertel	
aller	sp-sympathisantinnen	(73%)	und	zwei	von	drei	sVp-sympathisantinnen	nahmen	teil.	
die	überdurchschnittlich	hohen	partizipationsraten	dieser	beiden	parteianhängerschaften	
sind	damit	zu	erklären,	dass	die	vorgelegten	initiativen	aus	ihren	reihen	stammten.	
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tabelle 1.2:  beteiligung nach sozialen und politischen merkmalen,  
in prozent der teilnehmenden 

merkmale/Kategorien Teilnahme in % n Korrelationskoeffizienta

total	VoX	(gewichtet) 53 1501

interesse an der Politik V = .547***

sehr	interessiert 83 287

ziemlich	interessiert 69 650

eigentlich	nicht	interessiert 26 368

überhaupt	nicht	interessiert 6 171

alter V = .366***

18	bis	29	Jahre 20 275

30	bis	39	Jahre 45 328

40	bis	49	Jahre 58 268

50	bis	59	Jahre 62 209

60	bis	69	Jahre 71 254

70	Jahre	und	darüber 75 168

Bildung V = .205***

tief 35 114

mittel 46 748

hoch 65 637

Parteisympathie V = .302***

sp	–	sozialdemokratische	partei 73 200

cVp	–	christlichdemokratische	Volkspartei 49 92

Fdp.	die	liberalen	 45 194

sVp	–	schweizerische	Volkspartei 66 214

grüne 76 53

keine	partei 40 443

a		 zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.	2010.

die meinungsbildung – entscheidschwierigkeit und Zeitpunkt des stimmentscheids

der	 entscheid	 zur	 Ausschaffungsinitiative	 fiel	 einer	 grossen	 mehrheit	 der	 stimmenden	
leicht	 und	 stand	auch	 schon	 früh	 fest.	beim	gegenentwurf	 lagen	 die	dinge	 etwas,	 wenn	
auch	nicht	wesentlich	anders.	tendenziell	bekundeten	die	teilnehmenden	etwas	mehr	mühe	
mit	dem	gegenentwurf	und	entschieden	sich	auch	später.	dies	lag	sicherlich	auch	daran,	
dass	sich	viele	stimmenden	zunächst	einmal	darüber	klar	werden	mussten,	welches	primä-
re	ziel	sie	mit	ihrer	stimmabgabe	zum	gegenentwurf	verfolgten	–	maximale	unterstützung	
ihrer	bevorzugten	option	oder	Verhinderung	der	initiative.

die	Werte	für	den	entscheidzeitpunkt	und	die	entscheidschwierigkeit	sind	für	die	steuer-
gerechtigkeits-initiative	fast	gleich	wie	für	den	gegenentwurf	zur	Ausschaffungsinitiative.

tabelle 1.3:  Zeitpunkt der stimmentscheidung und schwierigkeit bei der  
meinungsbildung, in prozent der teilnehmenden

ausschaffungs-
initiative

Gegenentwurf steuergerechtig-
keitsinitiative

Zeitpunkt des stimmentscheids (n = 797)

Von	beginn	weg	klar 36 28 28

3	bis	6	Wochen	vor	der	Abstimmung 32 34 33

1	bis	2	Wochen	vor	der	Abstimmung 23 27 28

in	der	letzten	Woche	vor	der		
Abstimmung

9 11 11

schwierigkeit der entscheidung (n = 797)

eher	einfache	entscheidung 70 61 61

eher	schwierige	entscheidung 27 32 33

Weiss	nicht/keine	Antwort 4 8 7

©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.



12 13

die	VolksinitiAtiVe	«Für	die	AusschAFFung		
krimineller	Ausländer»	und	der		
gegenentWurF	der	bundesVersAmmlung	
 
die ausgangslage

gegenstand	der	Abstimmungen	über	die	Ausschaffungsinitiative	und	den	gegenentwurf	der	
bundesversammlung	war	die	Wegweisung	straffälliger	Ausländer	und	Ausländerinnen.	bei	
längerfristigen	 Freiheitsstrafen	 sieht	 das	 geltende	 recht	 bereits	 heute	 einen	 möglichen	
entzug	des	Aufenthaltsrechts	vor.	Allerdings	verfügen	die	behörden	und	gerichte	bei	der	
einzelfallprüfung	über	einen	ermessensspielraum,	der	 insbesondere	bei	der	beurteilung	
der	 Verhältnismässigkeit	 kantonal	 unterschiedlich	 ausgelegt	 wird.	 An	 dieser	 «kann-Vor-
schrift»	stiess	sich	die	sVp	und	lancierte	die	Volksinitiative	«Für	die	Ausschaffung	kriminel-
ler	Ausländer».	das	Volksbegehren	 forderte	einen	Ausschaffungsautomatismus	 für	Aus-
länder	und	Ausländerinnen,	die	wegen	bestimmter	delikte	rechtskräftig	verurteilt	wurden	
oder	missbräuchlich	sozialleistungen	bezogen	haben.	Weiter	sah	die	initiative	für	Ausge-
wiesene	eine	minimale	einreisesperre	von	fünf	Jahren	vor.

kritik	erwuchs	der	initiative	von	unterschiedlicher	seite.	die	bürgerlichen	parteien	hielten	
ihr	zum	einen	vor,	praxisuntauglich	zu	sein,	da	sie	verfassungsrechtliche	grundsätze	wie	
auch	völkerrechtliche	Verpflichtungen	missachte.	zum	anderen	sei	die	in	der	initiative	ent-
haltene	Auflistung	der	massgebenden	straftaten	unvollständig	und	könne	deshalb	zu	einer	
unverhältnismässigen	praxis	bei	der	Ausschaffung	führen.	Aus	diesen	gründen	stellte	das	
parlament	der	initiative	einen	gegenentwurf	gegenüber,	der	einerseits	im	einklang	mit	den	
grundprinzipen	der	Verfassung	und	dem	Völkerrecht	steht	und	andererseits	alle	schweren	
straftaten,	unabhängig	von	der	Art	des	delikts,	als	massgebend	umfasst.

Von	 linker	seite	wurde	kritisiert,	dass	die	 initiative	eine	«zwei-klassen-Justiz»1	einführe,	
indem	sie	für	Ausländer	und	Ausländerinnen	ein	sonderstrafrecht	fordere.	Während	sich	
die	parteivertreterinnen	der	sp	und	grünen	darin	einig	waren,	dass	die	sVp-initiative	ab-
zulehnen	sei,	lag	zum	gegenentwurf	kein	einhelliger	konsens	vor.	die	nationalen	delegier-
tenversammlungen	beider	parteien	fassten	zwar	eine	doppel-nein-parole,	aber	eine	nicht	
unerhebliche	zahl	von	 linken	politikerinnen	riet,	dem	gegenentwurf	zuzustimmen.	diese	
empfehlung	hatte	selten	inhaltliche	gründe,	sondern	wurde	vielmehr	mit	dem	ziel	formu-
liert,	 die	 Annahme	 der	 in	 den	 Vorumfragen	 vorne	 liegenden	 sVp-initiative	 doch	 noch	 zu	
verhindern.

Aufgrund	dessen,	dass	gleichzeitig	über	eine	initiative	und	deren	gegenentwurf	abgestimmt	
wurde,	ergab	sich	eine	dem	stimmbürger	wenig	vertraute	konfliktkonstellation.	die	sVp	
unterstützte	im	Abstimmungskampf	ihre	initiative,	lehnte	den	gegenentwurf	aber	vehement	
ab,	mit	der	begründung,	dieser	würde	an	der	heutigen	Ausweisungspraxis	nichts	Wesentli-

ches	ändern.	die	bürgerlichen	parteien	machten	sich	für	den	gegenentwurf	stark,	weil	sie	
einzig	 diesen	 für	 realisierbar	 hielten.	 eine	 mehrheit	 des	 links-grünen	 lagers	 bekämpfte	
beide	Vorlagen,	eine	minderheit	von	ihnen	empfahl	jedoch	die	Annahme	des	gegenentwurfs	
aus	strategischen	gründen.

nicht	nur	die	konfliktkonstellation	war	unüblich,	auch	die	entscheidsituation	war	ausser-
gewöhnlich.	der	stimmbürgerschaft	standen	nicht	zwei,	sondern	drei	Alternativen	zur	Aus-
wahl:	status	Quo,	gegenentwurf	und	initiative.	in	einer	solchen	situation	wird	der	stimmbür-
ger	und	die	stimmbürgerin	mit	der	Frage	konfrontiert,	welches	ziel	mit	der	stimmabgabe	
primär	 verfolgt	 werden	 soll:	 möchte	 man	 seine	 erste	 präferenz	 umsetzen	 oder	 den	 aus	
eigener	sicht	schlimmstmöglichen	Abstimmungsausgang	verhindern?	bei	einer	einfachen	
Abstimmung	führt	die	Anwendung	beider	strategien	zur	selben	lösungsvariante,	bei	einer	
Variantenabstimmung	hingegen	nicht	zwangsläufig,	was	zusätzliche	taktische	erwägungen	
nötig	macht.	dabei	spielt	die	einschätzung	der	Annahmewahrscheinlichkeiten	beider	Vorla-
gen	eine	entscheidende	rolle.	kurz,	der	stimmentscheid	zu	initiative	und	gegenentwurf	war	
auch	eine	strategische	herausforderung.	

der	 Abstimmungskampf	 wurde	 hitzig	 geführt	 und	 mobilisierte	 mehr	 als	 die	 hälfte	 der	
stimmberechtigten	(52.6%)	an	die	urne.	der	Ausgang	der	Abstimmung	war	historisch:	erst-
mals	 wurde	 eine	 initiative	 im	 bereich	 der	 Ausländerpolitik	 angenommen.	 mit	 Ausnahme	
von	 basel-stadt	 erreichte	 das	 sVp-Volksbegehren	 in	 allen	 deutschschweizer	 kantonen	
eine	mehrheit.	in	den	französischsprachigen	kantonen	wurde	sie	mit	Ausnahme	des	Wallis	
zwar	mehrheitlich	verworfen,	aber	überall	lag	der	Ja-stimmenanteil	bei	über	40	prozent.	
der	gegenentwurf	scheiterte	hingegen	deutlich.	er	vermochte	nicht	eine	standesstimme	zu	
holen.	damit	war	auch	das	ergebnis	der	stichfrage	bedeutungslos,	bei	welcher	der	gegen-
entwurf	zwar	knapp	mehr	Volksstimmen,	aber	deutlich	weniger	standesstimmen	erzielte.

das abstimmungsprofil

Für	 den	 erfolg	 einer	 initiative	 ist	 es	 zunächst	 einmal	 entscheidend,	 dass	 sie	 eine	 starke	
unterstützung	in	den	reihen	derer	findet,	die	sie	lanciert	haben.	die	sVp-Ausschaffungs-
initiative	 hatte	 sie.	 beinahe	 alle	 sVp-sympathisantinnen	 legten	 ein	 Ja	 in	 die	 urne	 (98%).	
mehr	noch,	sie	hielten	sich	auch	beim	gegenentwurf	 fast	ausnahmslos	an	die	parteilinie	
und	verwarfen	diesen	mit	94	prozent	wuchtig.	eine	ähnlich	hohe	parolenkonformität	stellen	
wir	auch	bei	der	sp-Anhängerschaft	fest	–	allerdings	nur	bei	der	initiative:	diese	wurde	von	
88	prozent	der	sp-sympathisantinnen	abgelehnt.	bei	der	bewertung	des	gegenentwurfs	
war	die	sp-Wählerschaft	jedoch	ähnlich	gespalten	wie	ihre	parteispitze.	die	eine	hälfte	ver-
warf	die	Vorlage,	die	andere	nahm	sie	an.	den	stärksten	rückhalt	hatte	der	gegenentwurf	
unter	den	Anhängerinnen	der	beiden	mitte-parteien	cVp	und	Fdp.	Allerdings	standen	diese	
mitnichten	bedingungslos	hinter	der	Vorlage.	etwa	ein	drittel	von	ihnen	legte	ein	nein	in	die	
urne	(cVp:	37%	nein-stimmen;	Fdp:	36%).	die	erfolgschancen	des	gegenentwurfs	wurden	
ausserdem	dadurch	geschmälert,	dass	die	lösungsvariante	der	sVp,	die	Ausschaffungsin-
itiative,	für	einen	erheblichen	Anteil	der	cVp-	und	Fdp-Anhängerschaften	attraktiv	wirkte.	

1	im	zusammenhang	mit	dem	gegenentwurf	war	auch	von	der	«drei-klassen-Justiz»	die	rede.
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in	unserem	sample	gaben	51	prozent	der	Fdp-	und	37	prozent	der	cVp-sympathisantinnen	
an,	zugunsten	der	initiative	gestimmt	zu	haben.	

das	stimmverhalten	zu	beiden	Vorlagen	weist	ein	ideologisch	gefärbtes	konfliktmuster	auf	
–	allerdings	in	unterschiedlicher	schärfe	und	richtung.	die	Abstimmung	über	die	Ausschaf-
fungsinitiative	entspricht	dem	 idealtyp	eines	 ideologischen	konflikts.	linksaussen	wurde	
die	Vorlage	fast	ausnahmslos	verworfen,	während	sie	im	äussersten	rechten	ideologischen	
spektrum	eine	Annahmerate	von	90	prozent	erzielte.	der	gegenentwurf	polarisierte	ideolo-
gisch	weniger	stark,	was	sicherlich	auch	daran	lag,	dass	eine	erhebliche	zahl	nicht	mit	dem	
herzen	(d.h.	in	diesem	zusammenhang	ihren	Wertepräferenzen	entsprechend),	sondern	mit	
dem	kopf	(d.h.	taktisch)	abstimmte.	Ausserdem	ist	die	beziehung	zwischen	links-rechts-
einstufung	und	stimmentscheid	nicht	 linear	wie	bei	der	Ausschaffungsinitiative,	 sondern	
glockenförmig:	 die	 zustimmungswerte	 zum	 gegenentwurf	 nehmen	 zunächst	 einmal	 von	
links	nach	rechts	ausgehend	zu,	erreichen	bei	denen,	die	sich	in	der	mitte	des	ideologischen	
spektrums	 einstufen,	 einen	 betrag	 von	 über	 50	 prozent	 und	 nehmen	 dann	 wieder	 ab,	 je	
weiter	rechts	man	sich	positionierte.	

dieses	 beziehungsmuster	 findet	 sich	 auch	 beim	 zusammenhang	 zwischen	 bestimmten	
Wertepräferenzen	 und	 dem	 stimmentscheid.	 die	 haltung	 gegenüber	 der	 ausländischen	
Wohnbevölkerung	beispielsweise	korreliert	stark	mit	dem	Votum	zur	Ausschaffungsinitia-
tive,	nicht	aber	mit	demjenigen	zum	gegenentwurf.	letzteres	liegt	daran,	dass	der	gegen-
entwurf	sowohl	von	bürgerinnen	mit	einer	ausgeprägt	ausländerskeptischen,	aber	auch	mit	
einer	ausgeprägt	ausländerfreundlichen	haltung	verworfen	wurde	–	selbstredend	aus	ganz	
unterschiedlichen	gründen.	

dass	insbesondere	beim	entscheid	zum	gegenentwurf	taktisches	stimmverhalten	im	spiel	
war,	zeigt	eine	gegenüberstellung	von	stimmvotum	und	dem	von	den	befragten	angegeben	
«Wunschresultat».	Wer	auf	eine	Annahme	der	Ausschaffungsinitiative	hoffte,	nahm	diese	
so	gut	wie	 immer	an	(99%)	und	lehnte	gleichzeitig	den	gegenentwurf	vehement	ab	(90%).	
Wer	den	gegenentwurf	als	das	bevorzugte	Abstimmungsresultat	angab,	unterstützte	die-
sen	mit	sehr	hoher	Wahrscheinlichkeit	(92%),	lehnte	jedoch	die	initiative	klar	ab	(89%).	kurz,	
wer	präferenzen	für	eine	der	beiden	Vorlagen	hatte,	bekundete	keine	mühe,	sich	auf	eine	
bestimmte	stimmkombination	festzulegen.	Anders	sieht	es	bei	denen	aus,	die	sich	eine	Ab-
lehnung	beider	Vorlagen	wünschten.	sie	verwarfen	zwar	die	Ausschaffungsinitiative	nahezu	
einhellig	(97%),	aber	legten	zu	knapp	einem	drittel	(32%)	ein	Ja	zum	gegenentwurf	in	die	
urne.	letztere	hatten	die	hoffnung	auf	ein	doppel-nein	wohl	aufgegeben	und	waren	davon	
überzeugt,	dass	eine	Annahme	der	initiative	nur	noch	dadurch	verhindert	werden	konnte,	
wenn	der	gegenentwurf,	dem	man	wenig	sympathien	entgegenbrachte,	aber	 letztlich	 für	
das	geringere	übel	hielt,	unterstützt	werde.2	

tabelle 2.1:  Ausschaffungsinitiative und gegenentwurf – stimmverhalten nach  
politischen merkmalen, in prozent Ja-stimmender

merkmale/Kategorien ausschaffungsinitiative Gegenvorschlag

% ja n Korrelations-
koeffizienta

% ja n Korrelations-
koeffizienta

total	VoX	(gewichtet) 53.0 982 45.9 922

Parteisympathie V = .59*** V = .41***

sp	–	sozialdemokratische	partei	 12 160 50 177

cVp	–	christlichdemokratische	Volkspartei 37 54 63 57

Fdp.	die	liberalen 51 106 64 104

sVp	–	schweizerische	Volkspartei	 98 212 6 155

grüne (23) (44) (38) (47)

keine	partei 55 216 50 196

einordnung auf der links/rechts-achse V = .55*** V = .22***

linksaussen (5) (39) (29) (42)

links 18 242 55 264

mitte 50 258 54 252

rechts 79 314 38 267

rechtsaussen 90 62 (20) (46)

regierungsvertrauen V = .25*** V = .23***

Vertrauen 43 403 57 406

misstrauen 67 429 32 368

Wertvorstellung: chancengleichheit  
ausländerinnen

V = .28*** n.s.

präferenz	chancengleichheit 40 440

gemischte	Vorstellungen 57 301

präferenz	chancenungleichheit 74 227

Wertvorstellung: modernität V = .34*** V = .17***

präferenz	moderne	schweiz 33 296 53 308

gemischte	Vorstellungen 53 466 48 435

präferenz	traditionelle	schweiz 82 195 29 157

Wunsch abstimmungsausgang V = .91*** V = .72***

Ja	Ausschaffungsinitiative 99 479 10 331

Ja	gegenentwurf 11 264 92 329

Ablehnung	beider	Vorlagen 3 219 32 245

a			zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».	
die	zahlen	zu	den	prozentanteilen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl		
Fälle	unter	50	liegt	und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

2		die	umfragenutzungsrate	dieser	stimmenden	war	überdurchschnittlich	hoch.	sie	betrug	54	prozent	
(durchschnitt	aller	stimmenden:	41	prozent).	
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neben	 politischen	 hatten	 auch	 gesellschaftliche	 merkmale	 einen	 einfluss	 auf	 den	 ent-
scheid.	Allen	voran	die	schulbildung.	personen	mit	einem	obligatorischen	schulabschluss	
oder	einer	abgeschlossenen	lehre	sprachen	sich	deutlich	zugunsten	der	Ausschaffungs-
initiative	aus,	während	universitäts-	und	eth-Abgängerinnen	die	Vorlage	klar	ablehnten.	
beim	gegenentwurf	sieht	es	–	wenn	auch	nicht	 in	derselben	schärfe	–	genau	umgekehrt	
aus.	das	Alter	wiederum	war	für	den	initiativentscheid	nicht	ausschlaggebend,	wohl	aber	
für	den	gegenentwurf:	die	Annahmerate	stieg	mit	zunehmendem	Alter.	

die	bedeutungszumessung	korreliert	ebenfalls	stark	mit	dem	entscheid.	Allerdings	 fällt	
es	schwer	zu	sagen,	aufgrund	welcher	kriterien	die	bedeutungszumessung	vorgenommen	
wurde.	 persönliche	 betroffenheit	 –	 im	 sinne	 von	 direkten	 persönlichen	 Auswirkungen	 –	
kann	in	einem	strengen	Wortsinne	nicht	vorgelegen	haben.	Am	wahrscheinlichsten	resul-
tierte	die	relevanz,	welche	man	der	Ausschaffungsinitiative	 zusprach,	aus	der	höhe	des	
wahrgenommenen	problemdrucks,	während	die	Wichtigkeit	des	gegenentwurfs	wohl	eher	
daran	bemessen	wurde,	ob	er	die	initiative	zu	verhindern	vermochte.

tabelle 2.2:  Ausschaffungsinitiative und gegenentwurf – stimmverhalten nach  
gesellschaftlichen merkmalen, in prozent Ja-stimmender

merkmale/Kategorien ausschaffungsinitiative Gegenvorschlag

% ja n Korrelations-
koeffizienta

% ja n Korrelations-
koeffizienta

total	VoX	(gewichtet) 53.0	 982 45.9 922

alter n.s. V = .12*

18	bis	29	Jahre 38 64

30	bis	39	Jahre 40 170

40	bis	49	Jahre 42 178

50	bis	59	Jahre 45 148

60	bis	69	Jahre 50 220

70	und	mehr	Jahre 56 142

Bildung V = .30*** V = .14**

obligatorische	schulzeit (72) (43) (30) (33)

lehre,	berufsschule 64 449 43 397

maturität,	lehrerseminar 55 69 39 66

höhere	Fach-	und		
berufsausbildung

59 88 35 74

höhere	Fachhochschule	
(htl,hWV)

43 72 55 76

eth/Fhs 32	 108 55 114

universität 29	 144 53 155

Persönliche Bedeutungszumessung V = .20*** V = .33***

sehr	klein (15) (40) 23 102

klein 34 68 26 133

mittel 53 159 37 182

gross 55 460 59 344

sehr	gross 60 243 65 136

stadt/land V = .18*** V = .09*

ländliche	gemeinden 63 354 40 318

kleine	und	mittlere		
Agglomerationen

53 323 50 299

grosse	Agglomerationen/städte 41 304 48 304

a			zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».	
die	zahlen	zu	den	prozentanteilen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl		
Fälle	unter	50	liegt	und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.
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da	der	gegenentwurf	weder	das	Volks-	noch	das	ständemehr	erreichte,	war	das	ergebnis	
der	stichfrage	ohne	bedeutung.	Allerdings	 informiert	uns	dieses	ergebnis	über	die	stra-
tegien	der	stimmenden	und	auch	darüber,	welche	der	beiden	Verschärfungsmassnahmen	
–	diejenige,	die	von	der	sVp	vorgeschlagen	wurde	oder	jene,	die	vom	parlament	als	gegen-
entwurf	ausgearbeitet	wurde	–	beliebter	war.	der	gegenentwurf	wurde	von	einer	hauchdün-
nen	mehrheit	von	50.4	prozent	der	stimmenden	bevorzugt.	Allerdings	erzielte	die	Ausschaf-
fungsinitiative	deutlich	mehr	standesstimmen	(13	4/2	gegen	7	2/2).	die	Anzahl	leerstimmen	
war	bei	der	stichfrage	des	Weiteren	deutlich	höher	als	bei	den	beiden	Vorlagen.	insgesamt	
betrug	der	Anteil	leerstimmen	am	total	aller	abgegebenen	stimmen	5.6	prozent	(vorläufige	
amtliche	endergebnisse	auf	admin.ch)3.	Wir	haben	die	leerstimmen	aus	diesem	grund	in	
der	folgenden	Analyse	mitberücksichtigt.	

zunächst	zur	Frage,	wer	bei	der	stichfrage	leer	einlegte.	es	waren	vor	allem	die	Wähler-
schaften	der	linken	parteien,	die	sich	bei	der	stichfrage	ihrer	stimme	enthielten.	11	prozent	
aller	sp-sympathisantinnen	und	13	prozent	der	grünen-Anhängerschaft4	wollten	sich	nicht	
zwischen	 den	 beiden	 Vorlagen	 festlegen.	 diejenigen,	 deren	 Wunschresultat	 eine	 Ableh-
nung	beider	Vorlagen	war,	legten	gar	zu	20	prozent	leer	ein.	dieses	stimmverhalten	kann	
angesichts	der	tatsache,	dass	die	stichfrage	nur	dann	relevant	wird,	sollten	beide	Vorla-
gen	angenommen	werden,	bloss	damit	erklärt	werden,	dass	man	entweder	 initiative	und	
gegenentwurf	 für	 gleichermassen	 ablehnungswürdig5	 erachtete	 oder	 die	 bedeutung	 der	
stichfrage	nicht	erfasste.

die	 parteianhängerschaften	 hielten	 sich	 nicht	 alle	 gleich	 diszipliniert	 an	 die	 linie	 ihrer	
bevorzugten	partei.	die	sVp-sympathisantinnen	taten	sich	auch	bei	der	stichfrage	durch	
besonders	hohe	parteidisziplin	hervor:	96	prozent	gaben	der	initiative	den	Vorzug.	bei	den	
sp-Wählerinnen	war	die	parteikonformität	ebenfalls	hoch,	 jedoch	mit	dem	umgekehrten	
ergebnis:	nur	13	prozent	von	ihnen	favorisierten	das	sVp-Volksbegehren.	die	cVp-Anhän-
gerinnen	schlugen	sich	mehrheitlich	auf	die	seite	des	gegenentwurfes,	bei	den	Fdp-sym-
pathisantinnen	waren	die	präferenzen	praktisch	ausgeglichen	verteilt	 zwischen	 initiative	
und	gegenentwurf.

tabelle 2.3:  stichfrage – stimmverhalten nach parteisympathie, stimmkombination und 
wunschresultat, in prozent Ja-stimmender

merkmale/Kategorien n initiative  
bevorzugt in %

Gegenentwurf 
bevorzugt in %

leer ein-
gelegt in %

total	VoX	(gewichtet) 46.7 47.6 5.7

Parteisympathie

sp	–	sozialdemokratische	partei 151 13 76 11

cVp	–	christlichdemokratische	
Volkspartei

58 35 60 5

Fdp.	die	liberalen	 122 48 49 3

sVp	–	schweizerische	Volkspartei 156 96 3 1

grüne (40) (15) (73) (13)

keine	partei 185 45 48 7

Wunsch abstimmungsausgang

Ja	Ausschaffungsinitiative 408 97 2 1

Ja	gegenentwurf 285 3 95 2

Ablehnung	beider	Vorlagen 195 6 74 20

stimmkombination initiative und Gegenentwurf

doppel-Ja 55 69 29 2

Ja	initiative/nein	gegenentwurf 317 98 2 1

nein	initiative/Ja	gegenentwurf 290 2 97 1

doppel-nein 149 4 72 24

a			zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».	
die	zahlen	zu	den	prozentanteilen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl		
Fälle	unter	50	liegt	und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die	 Frage,	 ob	 der	 gegenentwurf	 die	 initiative	 hätte	 besiegen	 können,	 wenn	 er	 zuspruch	
von	seiten	der	doppel-nein-stimmenden	erhalten	hätte,	kann	nur	spekulativ	beantwortet	
werden.	zunächst	einmal	sah	ein	teil	 von	 ihnen	 im	gegenentwurf	gar	nicht	das	«kleinere	
übel»	von	beiden	Vorlagen	und	war	deswegen	unter	keinen	umständen	bereit,	ein	Ja	zum	
gegenentwurf	einzulegen.	doch	selbst	wenn	sich	alle	doppel-nein-stimmenden	entschlos-
sen	hätten,	aus	 taktischen	gründen	den	gegenentwurf	zu	unterstützen,	so	hätte	sich	das	
resultat	der	stichfrage,	die	dann	aller	Voraussicht	nach	zum	zuge	gekommen	wäre,	wohl	
nur	unwesentlich	geändert.	denn	von	den	doppel-nein-stimmenden	hat	so	gut	wie	niemand	
die	initiative	favorisiert.	Von	den	materiell	stimmenden	erhielt	der	gegenentwurf	bereits	die	
(fast)	maximale	unterstützung	bei	der	stichfrage.	das	einzige	modifikationspotential	bildeten	
die	leerstimmerinnen	unter	den	doppel-nein-stimmenden,	die	etwa	4	prozent	aller	teilneh-
menden	ausmachten.	hätten	sich	diese	dazu	durchgerungen,	bei	der	stichfrage	den	gegen-
entwurf	zu	bevorzugen	(was,	wie	gesagt,	ein	gewagtes	gedankenspiel	ist),	dann	hätte	die-

3	 	die	nationale	delegiertenversammlung	der	grünen	empfahl	stimmenthaltung	bei	der	stichfrage.
4	 	die	zahlen	zu	den	grünen	sind	als	tendenz	zu	werten,	da	die	Anzahl	Fälle	unter	50	liegt.	
5	 	eine	leerstimme	bei	der	stichfrage	macht	dann	sinn,	wenn	es	einem	einerlei	 ist,	ob	 initiative	oder	

gegenentwurf	angenommen	wird,	weil	man	keinen	unterschied	zwischen	den	beiden	Vorlagen	zu	er-
kennen	vermag.	Allerdings	haben	nur	gerade	4	prozent	der	oben	erwähnten	gruppe	von	stimmen-
den	bei	der	inhaltsfrage	angegeben,	gegenentwurf	und	initiative	seien	im	prinzip	dasselbe.	hingegen	
bezeichneten	42	prozent	 von	 ihnen	den	gegenentwurf	als	eine	mildere	bzw.	humanere	Version	der	
initiative.	Weitere	19	prozent	nannten	gar	konkrete	Aspekte	wie	die	einzelfallprüfung	oder	den	integ-
rationsartikel,	welche	den	gegenentwurf	von	der	initiative	unterschieden.	
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ser	seine	mehrheit	bei	den	Volksstimmen	gewiss	noch	ausbauen	können,	aber	den	grossen	
rückstand	bei	den	standesstimmen	wahrscheinlich	nicht	entscheidend	reduzieren	können.9	

das	resultat	wäre	wahrscheinlich	gleich	geblieben:	die	initiative	hätte	obsiegt.
	

die Wahrnehmung

nach	dem	inhalt	der	initiative	gefragt,	gaben	80	prozent	der	teilnehmenden	die	Ausschaf-
fung	 von	 kriminellen	 Ausländerinnen	 an.	 Andere	 inhaltliche	 bezugnahmen	 wurden	 kaum	
welche	gemacht.	

tabelle 2.4:  Ausschaffungsinitiative – wahrnehmung der inhalte,  
in prozent stimmberechtigter (nur erstnennungen)

Wahrnehmung* Total Teilnehmende nichtteilnehmende

% n % n % n

Ausschaffung	krimineller	Ausländerinnen 69 1040 80 637 57 403

spezifische	Aspekte	der	Ausschaffungs-
praxis	(beschleunigung/Verschärfung/
Automatismus)

2 35 3 25 1 10

nennung	von	Ausschaffungsgründen	
(z.b.	Ausschaffung	bei	sozialbetrug)

2 34 2 19 2 15

Allgemeines 5 81 7 52 4 29

Anderes 2 24 2 13 2 11

Weiss	nicht/keine	Antwort 19 287 7 51 34 236

total 100 1506 100 797 100 704

*	die	Aussagen	wurden	nach	teilnahme	gewichtet.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die	inhaltsangaben	zum	gegenentwurf	nahmen	in	der	regel	einen	vergleichenden	bezug	
zur	 initiative.	 41	 prozent	 der	 teilnehmenden	 sahen	 in	 ihm	 eine	 mildere,	 abgeschwächte	
oder	humanere	Version	der	initiative.	darunter	fallen	auch	diejenigen	nennungen,	welche	
initiative	 und	 gegenentwurf	 als	 beinahe	 identisch	 bezeichneten	 (5%).	 Weitere	 13	 prozent	
verglichen	den	deliktkatalog	beider	Vorlagen	und	nannten	denjenigen	des	gegenentwurfs	
differenzierter	oder	umfassender.	zehn	prozent	hoben	die	beibehaltung	der	einzelfallprü-
fung	als	wesentlichen	unterschied	zwischen	beiden	Vorlagen	hervor.	

in	einem	punkt	unterschied	sich	die	 inhaltswahrnehmung	zwischen	initiative	und	gegen-
entwurf	augenscheinlich:	Jeder	fünfte	teilnehmende	wusste	nicht	(mehr),	worum	es	beim	
gegenentwurf	 eigentlich	 ging.	 dieser	 Anteil	 betrug	 bei	 der	 Ausschaffungsinitiative	 bloss	
sieben	prozent.	eine	geringe	informiertheit	wirkte	sich	aber	negativ	auf	die	Annahmewahr-

scheinlichkeit	des	gegenentwurfs	aus.	73	prozent	derjenigen,	die	über	den	inhalt	des	ge-
genentwurfs	offensichtlich	nicht	bescheid	wussten,	legten	in	der	Folge	ein	nein	in	die	urne.	
Für	 keine	 andere	 kategorie	 der	 inhaltswahrnehmung	 war	 die	 nein-Quote	 derart	 hoch.	
bei	der	initiative	war	dies	genau	umgekehrt.	Wer	nicht	um	den	inhalt	der	initiative	wusste,	
stimmte	eher	Ja	als	nein	(62	zu	38%).	kurz,	inhaltliche	überforderung	schadete	dem	ge-
genentwurf.
	
tabelle 2.5:  gegenentwurf – wahrnehmung der inhalte, in prozent stimmberechtigter  

(nur erstnennungen)

Wahrnehmung* Total Teilnehmende nichtteilnehmende

% n % n % n

Abgeschwächte,	mildere	Version		
der	initiative

27 400 36 291 16 109

nennung	von	konkreten	Ausschaffungs-
gründen,	konkreter(er)	deliktkatalog

9 140 13 101 6 39

beibehaltung	der	einzelfallprüfung 6 91 10 79 2 12

integrationsartikel 4 55 4 31 3 24

keine	bzw.	kaum	unterschiede		
zur	initiative

3 49 5 39 2 10

Vollzugsaspekte,	rechtskonformität 1 21 2 15 1 6

leichte	Verschärfung/Vereinheitlichung 1 14 2 13 0 1

kaum	änderung	gegenüber	status	Quo/
bereits	strenge	praxis

1 9 1 7 0 2

Allgemeines 6 86 6 50 5 36

Anderes 1 12 1 8 0 4

Weiss	nicht/keine	Antwort 42 624 20 163 66 461

total 100 1506 100 797 100 704

*	die	Aussagen	wurden	nach	teilnahme	gewichtet.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die entscheidmotive

Fast	 jeder	 fünfte	 Ja-stimmende	 (19%)	 verband	 mit	 der	 Annahme	 der	 initiative	 eine	
konsequente(re)	 Ausschaffung	 krimineller	 Ausländerinnen.	 Weitere	 acht	 prozent	 wollten	
eine	klare	Verschärfung	der	Ausschaffungspraxis	und	stimmten	deshalb	Ja	zur	initiative.	
insgesamt	30	prozent	wiesen	in	genereller	Art	und	Weise	auf	probleme	mit	Ausländerinnen	
hin,	etwa	dass	sich	die	hier	ansässigen	Ausländerinnen	zu	wenig	um	integration	bemühen	
oder	die	kriminalität	auch	bzw.	primär	ein	Ausländerproblem	sei.	

es	 gab	 auch	 stimmende,	 welche	 die	 kostendimension	 der	 Vorlage	 hervorhoben.	 mit	 der	
konsequenteren	Ausschaffung	würden	kosten	gespart,	argumentierte	insgesamt	etwa	ein	
Fünftel	der	Ja-stimmenden	(19%,	erst-	und	zweitnennungen).	ein	Viertel	der	Ja-stimmen-6		erzielt	 die	 eine	 Vorlage	 mehr	 Volks-,	 die	 andere	 hingegen	 mehr	 standesstimmen,	 dann	 kommt	 die	

prozentuierungsregel	(139b	Absatz	3	bV)	zur	Anwendung.
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den	äusserte	sich	in	sehr	allgemeiner	Form	zu	ihren	stimmgründen.	Am	häufigsten	fielen	
dabei	bemerkungen	wie	«genug	ist	genug»	oder	«es	reicht	jetzt».

tabelle 2.6:  Ausschaffungsinitiative – motive der stimmenden  
(mehrere Antworten möglich)

spontan geäusserte Gründe für den entscheid erstnennungen Totalnennungen

% n % n

Ja-stimmende

Ausschaffung	krimineller	Ausländerinnen 19 97 28 143

Verschärfung	der	Ausschaffungspraxis 8 42 15 79

Ausländerinnen	und	kriminalität 18 91 43 228

integrationsaspekte		
(z.b.	«Ausländerinnen	sollen	sich	besser	integrieren»)

8 43 17 88

überfremdungsängste/kulturelle	differenzen 4 21 13 67

Allgemeines 25 131 33 172

darunter:	änderung	des	status	Quo	unbedingt		
notwendig	(«Jetzt	reicht's»	oder	«genug	ist	genug»)

14 71 17 88

kosten	(z.b.:	«gefängnisaufenthalte	sind	teuer») 7 37 19 100

Anderes 5 24 7 35

empfehlungen 2 11 3 17

Weiss	nicht/keine	Antwort 4 23 54 283

total 100 520 233 1212

nein-stimmende

kritik	an	Verschärfung/Automatismus/Vereinheitlichung 42 193 68 312

kritik	an	den	Ausschaffungsgründen	(deliktkatalog		
unvollständig,	gegen	Ausschaffung	bei	bagatelldelikten)

17 76 35 162

initiative	von	sVp/sVp-Wahlkampfstrategie 15 68 20 90

kritik	an	praxistauglichkeit/rechtskonformität 6 29 20 91

Ausländerinnen	und	kriminalität	 5 21 11 50

Aus	taktischen	gründen 1 5 3 14

Anderes 2 10 5 23

Allgemeines 7 32 15 71

empfehlungen 2 9 3 12

Weiss	nicht/keine	Antwort 4 17 52 245

total 100 460 232 1070

©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

kritik	 an	 der	 Verschärfung	 der	 Ausschaffungspraxis	 oder	 dem	 von	 der	 initiative	 geforder-
ten	Ausschaffungsautomatismus	war	das	am	häufigsten	angegebene	nein-motiv.	42	prozent	
(erstnennungen)	waren	mit	der	generellen	stossrichtung	der	 initiative	nicht	einverstanden.	
Weitere	17	prozent	fanden,	die	initiative	gehe	in	einzelnen	punkten	zu	weit	(etwa	die	Ausschaf-

fung	bei	bagatelldelikten)	oder	bemängelten	den	deliktkatalog	der	initiative.	sechs	prozent	
hielten	die	initiative	für	praxisuntauglich	bzw.	für	inkompatibel	mit	Verfassungs-	oder	inter-
nationalem	recht.	Fünf	prozent	waren	der	Ansicht,	es	gäbe	kein	Ausländerproblem	bei	der	
kriminalität.	Fast	jeder	sechste	nein-stimmende	(15%)	lehnte	die	Vorlage	primär	deswegen	
ab,	weil	sie	von	der	sVp	stammte	oder	für	eine	blosse	Wahlkampfstrategie	erachtet	wurde.	
insgesamt	 drei	 prozent	 (erst-	 und	 zweitnennungen)	 machten	 deutlich,	 dass	 sie	 aus	 takti-
schen	gründen	ein	nein	eingelegten	haben.

tabelle 2.7: gegenentwurf – motive der stimmenden (mehrere Antworten möglich)

spontan geäusserte Gründe für den entscheid erst-
nennungen

Total-
nennungen

% n % n

Ja-stimmende

bezug	auf	initiative:	gegenentwurf	ist	milder,	humaner	 21 90 24 101

Aus	taktischen	gründen 16 66 19 80

rechtskonformität	des	gegenentwurfs,	höhere	praxistauglichkeit 11 46 25 107

konkreter(er)	deliktkatalog 10 41 18 78

Verschärfung/Ausschaffung	krimineller	Ausländerinnen 6 28 7 30

einzelfallprüfung/integrationsartikel 7 27 12 52

Allgemeines 16 67 23 95

Anderes 6 24 14 61

empfehlungen 4 16 6 25

Weiss	nicht/keine	Antwort 5 19 69 290

total 100 424 217 919

nein-stimmende

initiative	besser	als	gegenentwurf 43 214 51 256

gegen	eine	Verschärfung	der	Ausschaffungspraxis 15 70 17 87

integration	löst	probleme	eher/Folgen	für	Ausgeschaffte 5 26 5 28

gegenentwurf	zu	unklar,	schwammig 3 14 4 19

Falsche	gründe	(«man	konnte	ja	nicht	zweimal	Ja	stimmen») 2 8 2 8

Allgemeines 12 61 21 106

Anderes	(z.b.	«gleiche	gründe	wie	initiative»,	«bloss	ein	mittel,	um	
initiative	zu	verhindern»)

8 41 14 69

empfehlungen 1 6 3 13

Weiss	nicht/keine	Antwort 12 60 79 392

total 100 500 195 978

©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.
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die	Abstimmungsfronten	verliefen	beim	gegenentwurf	quer	durch	die	 ideologischen	lager	
und	 dementsprechend	 waren	 auch	 die	 entscheidmotive	 nicht	 derart	 homogen	 wie	 bei	 der	
Ausschaffungsinitiative.

unter	den	Ja-stimmenden	gab	es	zum	einen	solche,	die	den	gegenentwurf	annahmen,	weil	
sie	eine	Verschärfung	der	Ausschaffungspraxis	befürworteten.	sechs	prozent	rechtfertigten	
ihren	entscheid	damit.	Viele	von	ihnen	(35%)	legten	ein	doppel-Ja	ein.	zum	anderen	bekann-
ten	21	prozent	der	befürworterschaft,	den	gegenentwurf	angenommen	zu	haben,	weil	er	eine	
akzeptable	kompromisslösung	zwischen	der	–	aus	 ihrer	sicht	–	zu	weit	gehenden	initiative	
und	dem	unbefriedigenden	status	Quo	darstellte.	diese	stimmenden	verwarfen	die	initiative	
denn	auch	zu	90	prozent	und	bevorzugten	auch	bei	der	stichfrage	fast	unisono	den	gegenent-
wurf	(95%,	2%	legten	leer	ein).	28	prozent	der	Ja-stimmenden	nahmen	bezug	auf	einzelne,	
spezifische	Aspekte,	welche	den	gegenentwurf	in	ihren	Augen	als	die	unterstützungswürdi-
gere	 Alternative	 qualifizierten.	 dazu	 zählen	 die	 höhere	 praxistauglichkeit	 bzw.	 rechtskon-
formität	(11%	der	erstnennungen),	der	konkretere	deliktkatalog	(10%)	und	die	beibehaltung	
der	einzelfallprüfung	bzw.	der	integrationsartikel	(7%).	Wer	aus	diesen	gründen	ein	Ja	zum	
gegenentwurf	einlegte,	verwarf	die	initiative	in	den	allermeisten	Fällen.6	schliesslich	bekun-
deten	16	prozent,	den	gegenentwurf	nicht	aus	inhaltlichen,	sondern	aus	strategischen	grün-
den	angenommen	zu	haben.	dazu	zählten	jedoch	nicht	bloss	solche	stimmende,	welche	die	
erfolgschancen	der	initiative	durch	eine	Annahme	des	gegenentwurfes	schmälern	wollten.	
denn	23	prozent	von	ihnen	nahmen	das	begehren	an	und	diese	gaben	ihm	in	aller	regel	(91%)	
auch	bei	der	stichfrage	den	Vorzug.	den	gegenentwurf	unterstützten	diese	reformwilligen	
stimmenden,	um	bei	einer	niederlage	der	initiative	im	übertragenen	sinne	nicht	«mit	leeren	
händen»	da	zu	stehen.	

die	gegnerinnen	des	gegenentwurfs	kamen	sowohl	von	links	wie	auch	von	rechts.	entspre-
chend	lassen	sich	auch	verschärfungsablehnende,	«linke»	und	verschärfungsbefürwortende,	
«rechte»	kontra-motive	unterscheiden.	Fast	die	hälfte	der	erstnennungen	(43%)	entfiel	auf	
die	letztgenannten.	in	ihnen	kam	zumeist	zum	Ausdruck,	dass	die	initiative	die	bessere	der	
beiden	Verschärfungsvorschlägen	war.	prinzipiell	hätte	dies	nicht	zwingend	ein	nein	zum	ge-
genentwurf	nach	sich	ziehen	müssen,	denn	als	befürworterin	von	Verschärfungsmassnah-
men	hätte	man	auch	ein	doppel-Ja	einlegen	können,	um	denjenigen	stimmausgang,	welchen	
man	als	Verschärfungsbefürworterin	doch	eigentlich	am	wenigsten	wünschen	konnte,	näm-
lich	eine	beibehaltung	des	status	Quo,	mit	allen	kräften	zu	verhindern.	indes,	diese	stimm-
kombination	 kam	 für	 jene	 gruppe	 von	 stimmenden	 nicht	 in	 Frage.	 Warum	 lässt	 sich	 nicht	
genau	sagen.	denkbar	ist,	dass	sie	–	etwa	aufgrund	der	Vorumfragen	–	damit	spekulierten,	
dass	die	initiative	sowieso	angenommen	werde8	und	ein	Ja	zum	gegenentwurf	deren	chancen	
infolgedessen	unnötig	verringern	würde.

20	 prozent	 der	 erstnennungen	 können	 hingegen	 zweifelsfrei	 als	 verschärfungsablehnend	
bezeichnet	werden.	diese	motive	wurden	denn	auch	vornehmlich	von	sich	politisch	links	ein-
stufenden	stimmenden	genannt.9	

Vergleichsweise	hoch	ist	der	Anteil	derer,	welche	ihre	stimmmotivation	nicht	anzugeben	ver-
mochte.	er	beträgt	zwölf	prozent,	während	er	bei	den	Ja-stimmenden	wie	auch	bei	der	Aus-
schaffungsinitiative	die	Fünf-prozent-marke	nicht	überschritt.	Addiert	man	diese	stimmen-
den	zu	denjenigen,	die	explizit	bekannten,	sie	hätten	nicht	verstanden,	was	der	gegenentwurf	
eigentlich	beabsichtigte	(3%),	so	erhält	man	einen	Anteil	von	15	prozent	der	nein-stimmen-
den,	die	den	 inhalt	des	gegenentwurfes	kaum	oder	überhaupt	nicht	kannten.	unsicherheit	
und	fehlende	informiertheit	führte	jedoch	häufig	zu	einer	Ablehnung	des	gegenentwurfs.

die Pro- und Kontra-argumente

den	 befragten	 wurden	 insgesamt	 zehn	 im	 Abstimmungskampf	 häufig	 vorgebrachte	 Argu-
mente	vorgelegt.	sie	konnten	sich	mit	diesen	Argumenten	einverstanden	erklären,	sie	ableh-
nen,	im	Falle	von	Ambivalenz	oder	dem	Fehlen	einer	festen	haltung	jedoch	auch	mit	"weiss	
nicht"	antworten.	Weil	sich	die	Argumente	zuweilen	auf	beide	Vorlagen	bezogen,	haben	wir	die	
zustimmungswerte	für	die	vier	materiellen	stimmkombinationen	–	doppel-Ja,	doppel-nein,	
Ja	zur	initiative	und	nein	zum	gegenentwurf	bzw.	umgekehrt	–	ermittelt.10

Von	den	initiativunterstützenden	Argumenten	erfuhr	dasjenige,	wonach	ausgewiesene	Aus-
länderinnen	 dank	 der	 initiative	 nicht	 so	 schnell	 wieder	 einreisen	 könnten,	 die	 höchste	 zu-
stimmung.	etwa	zwei	drittel	aller	stimmenden	(65%)	pflichteten	dieser	Aussage	bei.	bei	den	
initiativbefürworterinnen	 lag	 der	 zustimmungsanteil	 erwartungsgemäss	 höher	 als	 bei	 de-
nen,	die	den	gegenentwurf	annahmen	und	gleichzeitig	die	initiative	ablehnten.	Aber	auch	die	
letztgenannten	zeigten	sich	in	ihrer	mehrheit	(57%)	mit	diesem	Argument	einverstanden.	

deutlich	stärker	polarisierte	das	statement,	wonach	eine	konsequente	Ausschaffung	krimi-
neller	Ausländerinnen	sicherheit	schaffe.	Wer	die	initiative	annahm,	war	davon	grossmehr-
heitlich	überzeugt	(doppel-Ja:	80%;	Ja/nein:	85%),	während	eine	deutliche	mehrheit	der	in-
itiativgegnerinnen	–	unabhängig	davon,	wie	sie	sich	zum	gegenentwurf	positionierten	–	das	
Argument	als	unzutreffend	klassifizierte.	

7	die	Ablehnungsquoten	der	drei	genannten	motivgruppen	variieren	zwischen	86	und	94	prozent.
8		bei	einer	Variantenabstimmung	sind	–	wie	zuvor	erläutert	–	zusätzliche	strategische	überlegungen	

notwendig.	diese	wiederum	sind	ganz	wesentlich	von	der	einschätzung	der	erfolgschancen	beider	Vor-
lagen	abhängig.	mit	anderen	Worten	benötigen	die	strategisch	stimmenden	 informationen	über	den	
möglichen	 stimmausgang.	 tatsächlich	 haben	 taktisch	 stimmende	 Vorumfragen	 signifikant	 stärker	
beachtet	(52%)	als	solche,	die	sich	gemäss	eigenem	bekunden	nicht	von	strategischen	überlegungen	
leiten	liessen	(34%).

9	 	60	prozent	stuften	sich	links	von	der	mitte	ein,	weitere	19	prozent	exakt	in	der	mitte	des	politischen	
spektrums.

10	 	92	prozent	der	teilnehmenden	befragten,	die	zumindest	eine	materielle	stimmnennung	machten,	wähl-
ten	eine	dieser	vier	stimmkombinationen.	die	restlichen	8	prozent	legten	bei	der	einen	Vorlage	entweder	
leer	ein	oder	wussten	nicht	mehr,	wie	sie	abgestimmt	haben.	diese	gruppe	von	stimmenden	ist	zu	hete-
rogen	und	des	Weiteren	zahlenmässig	zu	gering,	um	statistisch	verlässliche	Aussagen	über	ihre	Argu-
mentenhaltung	zu	machen,	weswegen	wir	sie	bei	der	Argumentenanalyse	nicht	berücksichtigt	haben.	
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eine	ganz	entscheidende	bedeutung	für	das	Votum	kam	dem	gegenentwurf	zu.	Wo	verortete	
man	diesen:	nahe	beim	status	Quo,	in	der	«goldenen	mitte»	zwischen	bisheriger	Ausschaf-
fungspraxis	und	den	initiativforderungen	oder	nahe	bei	der	sVp-initiative?	die	sVp	argumen-
tierte,	dass	der	gegenentwurf	kaum	etwas	am	status	Quo	ändere	und	einzig	die	initiative	zu	
einer	konsequenten	Ausschaffungspolitik	führe.	es	gelang	ihr,	die	eigene	Wählerschaft	davon	
zu	überzeugen.	denn	83	prozent	der	sVp-sympathisanten	folgten	dieser	Argumentation.	ge-
nerell	zeigten	sich	78	prozent	der	initiativbefürworter,	die	gleichzeitig	den	gegenentwurf	ab-
lehnten,	damit	einverstanden.	die	promotorinnen	des	gegenentwurfs,	allen	voran	Vertrete-
rinnen	der	cVp	und	Fdp,	teilten	diese	sichtweise	nicht.	in	der	tat	hielten	denn	auch	84	prozent	
der	Ja	zum	gegenentwurf	und	nein	zur	initiative	stimmenden	diese	Aussage	für	falsch.11	der	
gegenentwurf	war	in	ihren	Augen	ein	durchaus	probates,	wenn	auch	weniger	weit	gehendes,	
dafür	aber	umso	praxistauglicheres	mittel	zur	konsequenteren	Ausschaffung	von	kriminellen	
Ausländerinnen.	überwiegend	gleicher	Ansicht	waren	wohl	auch	76	prozent	der	doppel-nein-
stimmenden,	 bloss	 wünschten	 sich	 diese	 keine	 Verschärfung	 der	 Ausschaffungspraxis.	 in	
ihren	Augen	unterschied	sich	der	gegenentwurf	nur	unwesentlich	von	der	initiative,	weshalb	
sie	auch	beide	ablehnten.

bemerkenswert	 ist,	 dass	 alle	 in	 der	 umfrage	 getesteten	 kontra-Argumente	 zur	 initiative	
eine	mehrheit	unter	den	stimmenden,	teils	gar	unter	den	initiativbefürworterinnen,	fanden.	
so	 bekräftigten	 58	 prozent	 der	 stimmenden,	 dass	 die	 straftatbestände,	 wegen	 derer	 man	
ausgewiesen	werden	könne,	in	der	initiative	willkürlich	definiert	seien.	die	Ansicht,	dass	eine	
Annahme	der	initiative	zu	problemen	mit	der	personenfreizügigkeit	in	den	bilateralen	Verträ-
gen	führe,	teilte	ebenfalls	eine	mehrheit	der	stimmenden.	Ja	selbst	ein	beträchtlicher	teil	der	
initiativbefürworterinnen	(doppel-Ja:	46%;	Ja	initiative/nein	gegenentwurf:	37%)	hielt	prob-
leme	mit	der	eu	bei	der	umsetzung	der	initiative	für	unvermeidlich.

eine	deutliche	mehrheit	der	stimmenden	(71%),	aber	selbst	eine	knappe	mehrheit	der	aus-
schliesslich	zur	initiative	Ja	stimmenden	(52%)	zweifelte	zudem	an	den	umsetzungsmöglich-
keiten	der	initiative	(«die	initiative	verspricht	mehr	als	tatsächlich	umgesetzt	werden	kann.»).	
Wieso	nahmen	derart	viele	bürgerinnen	eine	initiative	an,	deren	praxistauglichkeit	sie	offen	in	
zweifel	zogen?	eine	empirisch	belegbare	Antwort	kann	darauf	nicht	gegeben	werden.	denk-
bar	sind	jedoch	folgende	erwägungen:	erstens,	man	hielt	die	initiative	trotz	ihrer	schwächen	
für	die	beste	der	drei	stimmoptionen.	zweitens,	man	wollte	mit	seiner	stimmabgabe	ein	sig-
nal	setzen,	vielleicht	umso	mehr,	als	man	bereits	im	Voraus	–	ungeachtet	vom	stimmausgang	
–	mit	einer	dem	gegenentwurf	weitestgehend	deckungsgleichen	umsetzung	auf	der	geset-
zesstufe	spekulierte.	drittens,	man	demonstrierte	mit	seiner	stimmabgabe	primär	seine	lo-
yalität	zur	bevorzugten	partei.	

der	gegenentwurf,	so	wurde	im	Abstimmungskampf	immer	wieder	argumentiert,	soll	bloss	
die	Annahme	der	 initiative	verhindern.	nur	etwa	ein	drittel	der	stimmenden	 (30%)	bestritt	

dies.	bemerkenswert	ist	der	umstand,	dass	sich	die	Anteile	zwischen	den	vier	stimmgruppen	
und	auch	zwischen	den	parteianhängerschaften	nicht	gross	unterschieden.	dieses	resultat	
ist	nicht	überraschend,	denn	das	instrument	des	gegenentwurfs	bezieht	sich	immer	auf	eine	
initiative	mit	der	Absicht,	diese	zu	verhindern.
	

tabelle 2.8:  Ausschaffungsinitiative und gegenentwurf – Anklang der pro- und kontra-
Argumente bei den stimmenden in prozent

Pro-argumente initiative einverstanden nicht einverstanden weiss nicht

Wenn	man	kriminelle	Ausländerin-
nen	konsequent	ausschafft,	schafft	
man	mehr	sicherheit.

stimmende 55 42 4
doppel-Ja 80 14 5

Ja/nein 85 13 2
nein/Ja 29 67 5

doppel-nein 15 78 7

dank	der	fünfjährigen	einreise	sperre	
können	ausgewiesene	Ausländerin-
nen	nicht	so	schnell	wieder	in	die	
schweiz	einreisen.

stimmende 65 24 11
doppel-Ja 66 30 4

Ja/nein 76 16 8
nein/Ja 57 29 14

doppel-nein 51 34 16

nur	die	Ausschaffungsinitiative	führt	
zu	einer	wirklich	einheitlichen	und	
konsequenten	Ausschaffungspolitik.

stimmende 44 50 6
doppel-Ja 50 41 9

Ja/nein 78 16 5
nein/Ja 11 84 5

doppel-nein 14 76 10

Kontra-argumente initiative einverstanden nicht einverstanden weiss nicht

die	definition	der	straftatbestände,	
wegen	denen	man	ausgewiesen	
werden	kann,	ist	in	der	initiative	
willkürlich.

stimmende 58 31 11
doppel-Ja 52 36 13

Ja/nein 36 49 15
nein/Ja 80 14 6

doppel-nein 76 16 8

die	Ausschaffungsinitiative	führt	zu	
problemen	mit	der	personenfreizü-
gigkeit	in	den	bilateralen	Verträgen	
mit	der	eu.

stimmende 58 34 8
doppel-Ja 46 52 2

Ja/nein 37 56 7
nein/Ja 80 11 9

doppel-nein 77 14 9

die	initiative	verspricht	mehr	als	
tatsächlich	umgesetzt	werden	kann.

stimmende 71 19 10
doppel-Ja 79 13 9

Ja/nein 52 34 14
nein/Ja 89 6 5

doppel-nein 85 6 9

11		Allerdings	 finden	 sich	 darunter	 vergleichsweise	 wenige	 cVp-	 und	 Fdp-sympathisantinnen.	 nur		
48	(cVp)	bzw.	45	prozent	(Fdp)	der	beiden	Anhängerschaften	zeigten	sich	mit	diesem	Argument	nicht	
einverstanden.
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Kontra-argumente Gegenentwurf einverstanden nicht einverstanden weiss nicht

der	gegenentwurf	soll	nur	die		
Annahme	der	initiative	verhindern.

stimmende 63 30 7
doppel-Ja 61 30 9

Ja/nein 66 25 9
nein/Ja 58 37 5

doppel-nein 66 27 7

doppel-nein-argumente einverstanden nicht einverstanden weiss nicht

probleme	mit	Ausländerinnen	soll	
man	mit	integration	und	nicht	mit	
Ausschaffungen	lösen.

stimmende 59 34 7
doppel-Ja 38 55 7

Ja/nein 36 55 10
nein/Ja 80 14 6

doppel-nein 90 8 2

Wenn	menschen	anhand	ihrer	
herkunft	bestraft	werden,	wird	eine	
zwei-klassen-Justiz	geschaffen.

stimmende 54 39 7
doppel-Ja 40 56 4

Ja/nein 30 59 11
nein/Ja 74 23 4

doppel-nein 85 12 4

Taktisches argument einverstanden nicht einverstanden weiss nicht

ich	habe	mich	aufgrund	der		
Ausgangslage	entschieden,		
taktisch	zu	stimmen.

stimmende 46 47 7
doppel-Ja 67 29 4

Ja/nein 42 50 9
nein/Ja 59 36 5

doppel-nein 29 63 9

resultate	in	linienprozenten.	lesebeispiel:	55%	aller	stimmenden	(80%	der	doppel-Ja-
stimmenden;	85%	der	Ja	zur	initiative	und	nein	zum	gegenentwurf	stimmenden)	pflichteten	
dem	ersten	Argument	(«Wenn	man	kriminelle	Ausländerinnen	konsequent	ausschafft,	schafft	
man	mehr	sicherheit.»)	bei,	42%	(14%	der	doppel-Ja-stimmenden	und	13%	der	Ja	zur	initiative	
und	nein	zum	gegenentwurf	stimmenden)	lehnten	es	ab	und	4%	(5%;	2%)	konnten	sich	nicht	
entscheiden.
n	gesamtheit	der	antwortenden	stimmenden	=	906	(gewichtet).
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die	 initiativgegnerschaft	 aus	 dem	 linken	 politischen	 lager	 wies	 im	 Abstimmungskampf	
immer	wieder	darauf	hin,	dass	mit	der	bestrafung	von	menschen	aufgrund	ihrer	herkunft	
eine	zwei-klassen-Justiz	geschaffen	werde.	diesem	Argument	folgte	eine	knappe	mehrheit	
der	stimmenden	(54%).	unter	den	doppel-nein-stimmenden	war	die	zustimmungsrate	mit		
85	prozent	naturgemäss	höher	als	bei	den	initiativbefürworterinnen.	Allerdings	zeigten	sich	
nicht	wenige	von	ihnen	ebenfalls	einverstanden	mit	diesem	Argument	(doppel-Ja:	40%,	Ja/
nein:	30%).	ganz	ähnliche	Antwortverhaltensmuster	zeigten	sich	auch	beim	Argument,	wo-
nach	probleme	mit	Ausländerinnen	nicht	mit	Ausschaffungen,	sondern	mit	 integration	zu	
lösen	seien.	59	prozent	der	stimmenden	teilten	diese	sichtweise	und	selbst	36	prozent	derer,	
die	 sich	 für	 eine	 klare	 Verschärfung	 der	 Ausschaffungspraxis	 aussprachen,	 sind	 gemäss	
eigenem	bekunden	nicht	gegen	(ergänzende)	integrationsmassnahmen	–	lehnten	aber	den	
gegenentwurf	mit	seinem	integrationsartikel	gleichwohl	ab.	

Auf	die	Frage	hin,	ob	man	taktisch	abgestimmt	hätte,	antworteten	46	prozent	der	stimmen-
den	mit	sehr	oder	eher	einverstanden.	dieser	Anteil	ist	bemerkenswert	hoch.	spontan	wur-
de	dieses	motiv	bei	der	Frage	nach	den	entscheidgründen	deutlich	weniger	häufig	genannt.	
deshalb	stellt	sich	zunächst	die	Frage,	was	die	befragten	unter	einer	taktischen/strategi-
schen	entscheidung	verstanden.	üblicherweise	wird	damit	ein	bewusst	gefällter	entscheid	
bezeichnet,	 welcher	 nicht	 den	 eigenen	 präferenzen	 entspricht.	 ein	 solches	 Verhalten	 ist	
nur	 für	 diejenigen	 zweifelsfrei	 nachweisbar,	 welche	 sich	 eine	 Ablehnung	 beider	 Vorlagen	
wünschten,	aber	ein	Ja	zum	gegenentwurf	einlegten.	in	dieser	gruppe	ist	der	Anteil	derer,	
die	taktisches	stimmverhalten	angaben,	mit	84	prozent	auch	am	höchsten.	Allerdings	gaben	
auch	30	prozent	derjenigen,	die	am	status	Quo	festhalten	wollten	und	nachfolgend	auch	ein	
doppeltes	nein	einlegten,	an,	ihr	stimmentscheid	sei	von	taktischen	erwägungen	bestimmt	
gewesen.	um	welche	strategischen	kalküle	es	sich	hierbei	handelte,	bleibt	unklar,	denn	die-
se	stimmenden	setzten	 ihre	präferenzen	konsequent	um.12	Aus	diesen	gründen	 ist	davon	
auszugehen,	dass	ein	erheblicher	teil	der	stimmenden	sich	möglicherweise	im	Vorfeld	tak-
tische	überlegungen	machte,	dann	aber	gleichwohl	einen	mit	seinen	präferenzen	deckungs-
gleichen	(und	somit	«strategiefreien»)	entscheid	fällte.

12		Allenfalls,	so	liesse	sich	argumentieren,	bezogen	sich	diese	Angaben	nicht	auf	die	beiden	Vorlagen,	
sondern	auf	die	stichfrage.	die	beantwortung	der	stichfrage	bildete	jedoch	eine	gesonderte	situation	
und	weiter	legten	41	prozent	dieser	gruppe	von	stimmenden	leer	ein	–	ein	entscheid,	der	kaum	von	
taktik	geprägt	gewesen	sein	dürfte.	
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VolksinitiAtiVe	«Für	FAire	steuern.	stopp		
dem	missbrAuch	beim	steuerWettbeWerb	
(steuergerechtigkeits-initiAtiVe)»

die ausgangslage

die	Volksinitiative	der	sp	wurde	als	reaktion	auf	die	2005	im	kanton	obwalden	beschlos-
sene,	 vom	 bundesgericht	 jedoch	 nachfolgend	 für	 verfassungswidrig	 erklärte	 einführung	
degressiver	steuertarife	lanciert.	sie	verlangte	schweizweit	geltende,	minimale	grenzsteu-
ersätze	 für	 einkommensteile	 über	 chF	 250‘000	 (mindeststeuersatz:	 22	 prozent)	 und	 für	
Vermögensteile	 über	 chF	 2	 millionen	 (mindeststeuersatz:	 5	 promille).	 daneben	 forderte	
das	Volksbegehren	ein	ausdrückliches	Verbot	degressiver	tarife.	im	Falle	einer	Annahme	
hätte	dies	zu	einer	Anpassung	der	einkommenssteuer	in	15	kantonen	und	der	Vermögens-
steuer	in	16	kantonen	geführt.	

damit,	so	argumentierten	die	befürworterinnen	von	der	sp,	den	gewerkschaften	und	an-
deren	parteien	aus	dem	linken	politischen	spektrum,	solle	dem	«ruinösen	steuerwettbe-
werb»	zwischen	den	kantonen	und	gemeinden	ein	riegel	vorgeschoben	werden.	Von	diesem	
steuerwettbewerb	würde	nämlich	nur	ein	verschwindend	geringer	Anteil	der	bevölkerung	
auf	kosten	der	mehrheit	profitieren.	die	initiativgegnerschaft	–	bestehend	aus	den	bürger-
lichen	parteien,	der	sVp,	den	grünliberalen,	der	konferenz	der	kantonsregierungen	(kdk)	
und	den	Wirtschaftsverbänden	–	sah	in	der	initiative	hingegen	eine	beschneidung	der	kanto-
nalen	steuerhoheit	und	eine	generelle	Aushöhlung	des	föderalistischen	prinzips.	beides	sei	
der	Finanz-	und	Wirtschaftskraft	der	schweiz	abträglich.	Ausserdem	würde	der	erst	2004	
eingeführte	neue	Finanzausgleich	schon	zu	einer	erheblichen	Abschwächung	der	einkom-
mensunterschiede	zwischen	finanzschwachen	und	finanzstarken	kantonen	beitragen.	dar-
über,	ob	auf	direktem	oder	indirektem	Wege	auch	noch	der	mittelstand	mit	höheren	steuern	
rechnen	müsste,	wurde	kontrovers	debattiert.	die	befürworterschaft	verneinte	dies	etwa	
mit	dem	Verweis	auf	bereits	bestehende,	stufenartig	ausgestaltete	steuermodelle,	während	
die	gegnerschaft	eine	Anpassung	der	progressionskurve	–	und	somit	eine	höhere	steuer-
belastung	auch	für	den	mittelstand	–	für	unumgänglich	hielt.	

der	Abstimmungskampf	um	die	steuergerechtigkeits-initiative	stand	lange	im	schatten	der	
Ausschaffungsinitiative.	die	hohen	zustimmungswerte	für	die	initiative	bei	den	Vorumfra-
gen	führten	in	den	letzten	Wochen	vor	der	Abstimmung	jedoch	zu	einer	intensivierung	der	
gegenkampagne.	grosses	mediales	Aufsehen	erregten	zudem	die	drohungen	einzelner	un-
ternehmer,	aus	der	schweiz	wegziehen	zu	wollen,	sollte	die	initiative	angenommen	werden	
(«der	Aufstand	der	superreichen»,	blick).	

das	schweizer	stimmvolk	lehnte	die	Vorlage	deutlich	mit	58.5	prozent	nein-stimmen	ab.	
das	 ständemehr	 wurde	 ebenfalls	 klar	 verpasst	 (19.5	 stände	 Ja	 gegen	 3.5	 stände	 nein).	
Alle	von	der	initiative	betroffenen	kantone	verwarfen	diese	auch.	Von	den	nicht	betroffenen	

kantonen	legten	nur	die	kantone	genf,	Jura,	neuenburg	und	basel-stadt	mehrheitlich	ein	
Ja	in	die	urne.

das abstimmungsprofil

Auch	 der	 entscheid	 zur	 steuergerechtigkeits-initiative	 wurde	 stark	 vom	 links-rechts-
gegensatz	 geprägt.	 im	 linken	 lager	 lag	 die	 Annahmequote	 bei	 84	 (linksaussen)	 bzw.	 68	
prozent	(links),	während	rechte	Wählerinnen	das	begehren	entschieden	ablehnten	(rechts:	
78%;	rechtsaussen:	86%).	stimmbürgerinnen,	die	sich	 in	der	mitte	des	politischen	spek-
trums	einstufen,	verwarfen	die	 initiative	ebenfalls	grossmehrheitlich	 (64%).	die	 ideologi-
sche	prägung	der	Abstimmungsauseinandersetzung	zeigt	sich	auch	im	entscheidverhalten	
der	parteianhängerschaften.	die	sp-sympathisantinnen	standen	zu	78	prozent	hinter	ihrer	
initiative.	den	gegenpol	zur	sp	bildete	nicht	wie	bei	der	Ausschaffungsinitiative	die	sVp-,	
sondern	die	Fdp-Anhängerschaft,	welche	die	Vorlage	mit	86	prozent	deutlich	ablehnte.	drei	
Viertel	der	sVp-sympathisantinnen	und	gut	zwei	drittel	der	cVp-sympathisantinnen	(69%)	
legten	ebenfalls	ein	nein	in	die	urne.

ordnungspolitische	 haltungen	 spielten	 ebenfalls	 eine	 bedeutende	 rolle	 beim	 entscheid.	
Wer	sich	eine	stärkere	rolle	des	staates	in	Wirtschaftsbelangen	wünscht	oder	für	eine	ein-
kommensnivellierung	einsteht,	zeigte	deutlich	stärkere	präferenzen	für	die	initiative	als	die	
befürworterinnen	 von	 deregulierung	 oder	 grossen	 einkommensunterschieden.	 Auch	 die	
haltung	zum	bundesstaatlichen	organisationsprinzip	(Föderalismus	vs.	zentralismus)	war	
ausschlaggebend	dafür,	wie	man	sich	entschied.	«zentralisten»	waren	der	von	der	initiative	
geforderten	steuervereinheitlichung	naturgemäss	positiver	gegenüber	eingestellt	als	die	
«Föderalisten».
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tabelle 3.1:  steuergerechtigkeits-initiative – stimmverhalten nach politischen  
merkmalen, in prozent Ja-stimmender 

merkmale/Kategorien % jaa n Korrelationskoeffizienta

total	VoX	(gewichtet) 41.5 892

Parteisympathie V = .44***

sp	–	sozialdemokratische	partei	 78 161

cVp	–	christlichdemokratische	Volkspartei 31 55

Fdp.	die	liberalen 14 102

sVp	–	schweizerische	Volkspartei	 25 161

grüne (75) (44)

keine	partei 39 192

einordnung auf der links/rechts-achse V = .43***

linksaussen (84) (38)

links 68 243

mitte 36 247

rechts 22 263

rechtsaussen (14) (49)

Wertvorstellung: einkommensunterschiede V = .18***

präferenz	grosse	einkommensunterschiede 27 151

gemischte	Vorstellungen 40 453

präferenz	keine	einkommensunterschiede 53 261

Wertvorstellung: staat und Wirtschaft V = .26***

präferenz	staatseingriffe 58 162

gemischte	Vorstellungen 50 306

präferenz	Wettbewerb 27 389

Wertvorstellung: machtverteilung Bund und Kantone V = .25***

präferenz	macht	bei	bund 55 244

gemischte	Vorstellungen 44 387

präferenz	macht	bei	kantonen 23 231

a			zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».	
die	zahlen	zu	den	prozentanteilen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl		
Fälle	unter	50	liegt	und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

gesellschaftliche	merkmale	waren	bloss	von	marginaler	bedeutung	für	den	entscheid.	die	
berufstätigkeit	hatte	allerdings	einen	nicht	unerheblichen	einfluss	auf	das	Votum.	Ange-
stellte	im	öffentlichen	dienst	befürworteten	die	Vorlage	knapp	mehrheitlich	(55%),	während	
die	anderen	berufsgruppen	sie	mehrheitlich	ablehnten.	Weiter	sind	die	unterschiede	zwi-
schen	den	geschlechtern	signifikant.	Frauen	nahmen	die	Vorlage	häufiger	an	als	männer.	
bemerkenswert	ist	in	diesem	zusammenhang	für	einmal	auch	ein	nicht	signifikantes	resul-
tat:	die	höhe	des	haushaltseinkommens	korreliert	nur	schwach	mit	dem	stimmentscheid.	

zwar	hat	die	höchste	in	der	umfrage	ausgewiesene	einkommensgruppe	(über	chF	11‘000	
haushaltseinkommen)	 die	 Vorlage	 auch	 am	 deutlichsten	 abgelehnt	 (66%),	 zwischen	 den	
restlichen	einkommensklassen	sind	aber	keine	grossen	und	systematischen	unterschiede	
im	stimmverhalten	erkennbar.	

tabelle 3.2:  steuergerechtigkeits-initiative – stimmverhalten nach gesellschaftlichen 
merkmalen, in prozent Ja-stimmender

merkmale/Kategorien % jaa n Korrelationskoeffizienta

total	VoX	(gewichtet) 41.5 892

Geschlecht V = .10**

Weiblich 46 427

männlich	 37 465

Berufliche Tätigkeit V = .16*

landwirtschaft (32) (28)

selbstständig 42 79

Angestellter	privat 37 228

Angestellter	im	öffentlichen	dienst 55 163

a			zur	interpretation	der	statistischen	masszahlen	vgl.	«methodischer	steckbrief».	
die	zahlen	zu	den	prozentanteilen	in	klammern	geben	lediglich	eine	tendenz	an,	da	die	Anzahl		
Fälle	unter	50	liegt	und	deshalb	keine	statistischen	schlüsse	zulässt.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die Wahrnehmung

inhaltlich	wurden	mit	der	Vorlage	primär	kommunale	bzw.	kantonale	mindeststeuersätze	
verknüpft.	41	prozent	der	teilnehmenden	gab	diesen	Aspekt	bei	der	inhaltsfrage	an.	Für	23	
prozent	stand	die	schweizweite	steuerharmonisierung	im	Vordergrund.	Für	weitere	zwölf	
prozent	ging	es	bei	der	Abstimmung	primär	um	das	Verbot	von	degressiven	steuermodel-
len.	diese	Vorlagendimension	wurde	fast	ausschliesslich	in	der	deutschschweiz	genannt,13	
wo	solche	tarifmodelle	bis	zum	bundesgerichtsurteil	vom	7.	Juni	2007	in	zwei	kantonen	in	
Anwendung	waren.	Vier	prozent	waren	der	Ansicht,	die	initiative	habe	das	ziel,	den	steu-
erwettbewerb	 generell	 einzuschränken.	 ein	 nicht	 unerheblicher	 teil	 der	 teilnehmenden	
konnte	den	inhalt	der	Vorlage	nicht	angeben	(13%)	oder	äusserte	sich	in	sehr	allgemeiner	
Weise	dazu	(4%).	diese	vom	inhalt	offensichtlich	überforderten	stimmenden	legten	in	der	
Folge	mehrheitlich	(68%)	ein	nein	in	die	urne.

13		95	prozent	der	entsprechenden	erstnennungen	wurden	von	deutschschweizer	befragten	abgegeben.
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tabelle 3.3:  steuergerechtigkeits-initiative – wahrnehmung der inhalte, in prozent 
stimmberechtigter (nur erstnennungen)

Wahrnehmung* Total Teilnehmende nichtteilnehmende

% n % n % n

kommunale/kantonale	mindeststeuersätze 29 435 41 324 16 111

Vereinheitlichung/harmonisierung 20 305 23 186 17 119

Verbot	von	degressiven	steuermodellen 10 146 12 97 7 49

einschränkung	von	steuerwettbewerb 4 56 4 30 4 26

Allgemeines 4 65 4 32 5 33

Anderes 3 39 3 27 2 12

Weiss	nicht/keine	Antwort 30 455 13 101 50 354

total 100 1506 100 797 100 704

*	die	Aussagen	wurden	nach	teilnahme	gewichtet.
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die entscheidmotive

Angenommen	wurde	die	initiative	von	knapp	einem	drittel	der	Ja-stimmenden	(32%),	weil	sie	
ein	explizites	Verbot	von	degressiven	steuermodellen	forderten.	dieses	motiv	wurde	vor	allem	
von	 denen	 genannt,	 die	 von	 degressiven	 tarifen	 nicht	 direkt	 profitieren	 würden:	 die	 tieferen	
einkommensschichten.14	ein	Fünftel	der	Ja-stimmenden	bezog	sich	bei	der	entscheidbegrün-
dung	auf	soziale	Aspekte,	etwa	die	entlastung	von	tieferen	einkommensschichten.	17	prozent	
wünschten	sich	eine	einschränkung	des	aus	 ihrer	sicht	schädlichen	steuerwettbewerbs	und	
weitere	12	prozent	erhofften	sich	mit	der	Annahme	der	initiative	in	erster	linie	eine	schweiz-
weite	steuerharmonisierung.	16	prozent	gaben	inhaltsferne	motive	an,	worunter	Weiss-nicht-
Antworten	 (6%),	 die	 umsetzung	 von	 stimmempfehlungen	 (2%)	 und	 allgemeine	 äusserungen	
(8%)	zu	verstehen	sind.

der	am	häufigsten	genannte	erstgrund	für	die	Ablehnung	der	initiative	war	die	einschränkung	
der	kantonalen	bzw.	kommunalen	steuerhoheit.	22	prozent	der	nein-stimmenden	begründeten	
ihren	entscheid	damit.	ein	Fünftel	fürchtete	sich	offenbar	vor	den	Folgen	einer	steuerflucht	der	
Vermögenden.	Acht	prozent,	darunter	fast	ausschliesslich	stimmende	mit	einem	haushalts-
einkommen	zwischen	chF	3'000	und	9'000	(Anteil:	95%),	waren	davon	überzeugt,	dass	sich	die	
steuern	 für	den	mittelstand	zwangsläufig	erhöhen	würden,	sollte	die	 initiative	angenommen	
werden.	Fünf	prozent	hielten	die	steuergerechtigkeitsinitiative	für	eine	einseitige	regelung,	die	
sich	bloss	gegen	die	reichen	und	Vermögenden	richte.	dieses	motiv	wurde	keineswegs	nur	von	
stimmenden	 mit	 einem	 überdurchschnittlich	 hohen	 einkommen	 genannt,	 sondern	 auch	 von	
solchen	mit	einem	durchschnittlichen	oder	gar	unterdurchschnittlichen	salär.	

38	prozent	machten	keine	spezifischen	entscheidgründe	geltend.	Viele	von	 ihnen	(insgesamt	
18%)	erachteten	die	Vorlage	für	unnötig,	da	das	jetzige	steuersystem	bestens	funktioniere	oder	
bezeichneten	jene	als	unausgereift	und	praxisuntauglich,	ohne	jedoch	zu	präzisieren,	weshalb.	
Acht	prozent	wussten	nicht	(mehr),	welches	die	inneren	beweggründe	für	ihren	entscheid	wa-
ren,	vier	prozent	tätigten	allgemeine	äusserungen,	fünf	prozent	hielten	sich	an	empfehlungen	
und	drei	prozent	lehnten	die	Vorlage	ihrer	herkunft	wegen	ab	(«bin	gegen	sp»	u.ä.).
	

tabelle 3.4:  steuergerechtigkeits-initiative – motive der stimmenden  
(mehrere Antworten möglich)

spontan geäusserte Gründe für den entscheid erstnennun-
gen

Totalnen-
nungen

% n % n

Ja-stimmende

Ausgleich	zwischen	Arm	und	reich/Verbot	degressiver	modelle 32 117 48 179

bezug	auf	gerechtigkeit	(«sozial	gerecht»	oder	«entlastung	von	
Armen»)

20 73 48 178

einschränkung	des	steuerwettbewerbs 17 64 31 115

steuerharmonisierung 12 44 20 76

Allgemeines 8 31 12 46

Anderes 3 12 9 34

empfehlungen 2 7 3 9

Weiss	nicht/keine	Antwort 6 21 63 231

total 100 369 235 868

nein-stimmende

einschränkung	kantonaler/kommunaler	steuerhoheit 22 114 31 162

steuerflucht	von	Vermögenden	und	ihre	Folgen 20 105 32 166

Allgemein	falscher	lösungsansatz		
(«funktioniert	so	nicht»,	«bisheriges	system	in	ordnung»)

18 94 24 125

steuern	für	mittelstand	erhöhen	sich 8 40 14 75

einseitige	regelung	(«immer	gegen	besserverdienende») 5 25 10 49

Vorbehalte	gegen	linke/gegen	sp		
(«kommunistische	initiative»,	«bin	gegen	sp»)

3 14 3 14

empfehlungen 5 28 6 30

Allgemeines 4 19 6 31

Anderes 8 41 14 71

Weiss	nicht/keine	Antwort 8 42 68 354

total 100 522 206 1077

©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

14		befragte	 mit	 einem	 haushaltseinkommen	 von	 bis	 zu	 chF	 3'000	 nannten	 dieses	 motiv	 am	 häufigs-
ten	(46%),	solche	mit	einem	haushaltseinkommen	zwischen	chF	3'000	und	5'000	am	zweithäufigsten	
(38%).	Am	seltensten	wurde	diese	stimmbegründung	von	der	höchsten	einkommensklasse	(über	chF	
11'000	haushaltseinkommen)	genannt	(21%).
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die Pro- und Kontra-argumente

die	Argumente	der	befürworterschaft	vermochten	die	mehrheit	der	stimmenden	nicht	zu	
überzeugen.	die	steuerharmonisierung	wird	bloss	von	einer	–	wenn	auch	starken	–	minder-
heit	von	40	prozent	gewünscht.	57	prozent	sind	jedoch	nicht	der	Ansicht,	dass	die	steuern	
in	allen	gemeinden	und	kantonen	gleich	hoch	sein	sollten.	die	unterschiedlichen	haltun-
gen	 zur	 Frage	 der	 steuerharmonisierung	 sind	 primär	 politischen	 ursprungs.	 personen,	
die	sich	linksaussen	einstufen,	befürworten	diese	zu	74	prozent,	während	die	zustimmung	
rechtsaussen	nur	noch	bei	27	prozent	liegt.	doch	es	sind	nicht	bloss	politische	merkmale,	
welche	die	einstellung	zum	Finanzföderalismus	steuern.	die	Forderung	nach	einer	Verein-
heitlichung	der	steuertarife	stösst	beispielsweise	in	der	französischen	schweiz	auf	signi-
fikant	höhere	zustimmung	 (47%)	als	 in	der	deutschschweiz	 (37%).	Weiter	bestehen	auch	
geschlechterspezifische	unterschiede:	Frauen	unterstützen	harmonisierungsforderungen	
markant	stärker	(48%)	als	männer	(32%).

Wer	 profitiert	 vom	 steuerwettbewerb	 in	 der	 schweiz?	 hier	 gehen	 die	 Ansichten	 in	 der	
schweizer	stimmbürgerschaft	auseinander.	Fast	die	hälfte	(49%)	ist	der	meinung,	die	mul-
timillionäre	seien	die	wahren	profiteure	des	Finanzföderalismus	und	zwar	auf	kosten	aller	
anderen	steuerzahler.	diese	Ansicht	ist	vor	allem	unter	den	linken	Wählerinnen	weit	ver-
breitet	 (linksaussen:	 83%;	 links:	 69%),	 aber	 nicht	 nur:	 40	 prozent	 der	 sich	 rechtsaussen	
lokalisierenden	stimmbürgerinnen	teilen	diese	sichtweise	ebenfalls.	selbst	31	prozent	der	
nein-stimmenden	zeigten	sich	mit	diesem	pro-Argument	im	prinzip	einverstanden.	Jedoch	
hat	dies	keinen	von	ihnen	dazu	motiviert,	ein	Ja	zur	sp-initiative	in	die	urne	zu	legen.

einen	gehörigen	medialen	rummel	lösten	die	drohungen	einiger	vermögender	steuerzah-
lerinnen	 aus,	 ihr	 domizil	 im	 Falle	 einer	 Annahme	 der	 initiative	 ins	 Ausland	 zu	 verlegen.	
eine	minderheit	der	stimmenden	(40%)	hat	dies	nicht	goutiert	und	ist	der	Ansicht,	jene	sei-
en	schlechte	schweizer	bürgerinnen.	eine	knappe	mehrheit	von	53	prozent	denkt	 jedoch	
anders.	die	haltung	zur	Wegzugs-drohung	einiger	vermögender	steuerzahler	war	jedoch	
irrelevant	für	den	entscheid.15

tabelle 3.5:  steuergerechtigkeits-initiative – Anklang der pro- und kontra-Argumente 
bei den stimmenden in prozent

Pro-argumente initiative einverstanden nicht einverstanden weiss nicht

die	steuern	sollten	in	allen	kantonen	
und	gemeinden	gleich	hoch	sein.

stimmende 40 57 3
Ja 66 31 4

nein 22 75 3

Vom	steuerwettbewerb	in	der	schweiz	
profitieren	nur	multimillionäre	auf	
kosten	aller	anderen	steuerzahler.

stimmende 49 45 6
Ja 74 21 5

nein 31 62 8

Wohlhabende	steuerzahler	sind	
schlechte	schweizer	bürger,	da	sie	
bei	Annahme	der	Vorlage	mit	Wegzug	
drohen.

stimmende 40 53 7

Ja 52 42 7

nein 31 61 8

Kontra-argumente initiative einverstanden nicht einverstanden weiss nicht

Jeder	kanton	und	jede	gemeinde	soll	
auch	weiterhin	die	höhe	der	steuern	
selber	bestimmen	können.

stimmende 64 31 5
Ja 37 58 5

nein 83 13 4

Wenn	man	die	steuerliche	konkur-
renz	der	kantone	ausschaltet,	bezah-
len	am	schluss	alle	mehr	steuern.

stimmende 45 43 12

Ja 21 67 12

nein 61 26 13

Wenn	die	guten	steuerzahler	abwan-
dern,	bezahlt	der	mittelstand	mehr.	

stimmende 66 28 6
Ja 44 49 7

nein 81 14 5

ich	persönlich	hätte	wegen	der	initia-
tive	mehr	steuern	bezahlen	müssen.

stimmende 18 65 17
Ja 10 77 13

nein 24 57 20

resultate	in	linienprozenten.	lesebeispiel:	55%	aller	stimmenden	(80%	der	doppel-Ja-stimmen-
den;	85%	der	Ja	zur	initiative	und	nein	zum	gegenentwurf	stimmenden)	pflichteten	dem	ersten	
Argument	(«Wenn	man	kriminelle	Ausländerinnen	konsequent	ausschafft,	schafft	man	mehr	
sicherheit.»)	bei,	42%	(14%	der	doppel-Ja-stimmenden	und	13%	der	Ja	zur	initiative	und	nein	zum	
gegenentwurf	stimmenden)	lehnten	es	ab	und	4%	(5%;	2%)	konnten	sich	nicht	entscheiden.
n	gesamtheit	der	antwortenden	stimmenden	=	906	(gewichtet).
©	universität	bern	/	gfs.bern:	VoX-Analyse	der	eidgenössischen	Abstimmungen	vom	28.11.2010.

die	 kontra-Argumente	 erzielten	 in	 der	 regel	 höhere	 zustimmungswerte	 als	 die	 pro-Ar-
gumente.	Allen	voran	das	Argument,	wonach	sich	die	steuerbelastung	für	den	mittelstand	
erhöhe,	wenn	die	reichen	und	Vermögenden	abwandern.	zwei	von	drei	befragten	und	selbst	
44	prozent	der	Ja-stimmenden	teilten	diese	einschätzung.	überzeugt	war	man	davon	vor	
allem	in	der	deutschschweiz	(68%	zustimmungsrate),	weniger	im	tessin	(61%)	und	der	ro-
mandie	(51%).16	Für	den	entscheid	wog	aber	noch	schwerer,	dass	es	vor	allem	die	mittleren	
einkommensschichten	 (haushaltseinkommen	 zwischen	 chF	 5'000	 und	 9'000)	 waren,	 die	

15		Wird	der	relative	einfluss	aller	Argumente	auf	den	entscheid	gleichzeitig	geschätzt	(mittels	multivari-
atem	Verfahren),	verringert	sich	der	effekt	des	Wegzug-der-reichen-Arguments	auf	ein	insignifikan-
tes	niveau.

16		massgeblich	sind	die	kulturellen	differenzen	zwischen	deutschschweiz	und	romandie	und	nur	sekun-
där	der	umstand,	ob	man	in	den	von	steuererhöhungen	potentiell	betroffenen	kantonen	wohnhaft	ist.	
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sich	in	besonderem	mass	vor	einem	Wegzug	der	Wohlhabenden	fürchteten.	in	diesen	ein-
kommensklassen	betrugen	die	zustimmungsraten	zum	Argument	mehr	als	70	prozent.17		

daraus	resultierte	in	der	Folge	grossmehrheitlich	ein	nein-entscheid.18

die	gegenposition	zum	harmonisierungsargument	lautete,	dass	jeder	kanton	und	jede	ge-
meinde	 die	 höhe	 ihrer	 steuern	 weiterhin	 selber	 bestimmen	 soll.	 in	 der	 tat	 ist	 das	 Ant-
wortverhalten	zu	diesem	statement	praktisch	spiegelverkehrt	zu	demjenigen	des	harmoni-
sierungsarguments.	64	prozent	der	stimmenden	sind	für	die	steuerhoheit	von	gemeinden	
und	kantone,	darunter	auch	37	prozent	der	Ja-stimmenden.	letztgenanntes	resultat	über-
rascht,	da	die	initiative	einen	einheitlichen	(und	somit	nicht	von	den	kantonen	oder	gemein-
den	frei	zu	bestimmenden)	mindeststeuersatz	für	hohe	einkommen	und	Vermögen	forderte.	
möglicherweise	waren	diese	stimmenden	der	Ansicht,	dass	die	steuertarife	 für	tiefe	und	
mittlere	 einkommen	 weiterhin	 von	 den	 kantonen	 bzw.	 gemeinden	 frei	 bestimmbar	 sein	
sollten,	nicht	aber	diejenigen	für	hohe	einkommen.

damit,	welche	Folgen	die	initiative	auf	die	steuerbelastung	im	generellen	hätte,	taten	sich	
die	 stimmenden	 vergleichsweise	 schwer.	 so	 zeigte	 sich	 fast	 jeder	 achte	 stimmende	 von	
der	 Frage,	 ob	 die	 Ausschaltung	 der	 steuerlichen	 konkurrenz	 zwischen	 den	 kantonen	 zu	
einer	steuermehrbelastung	für	alle	führen	würde,	überfordert.	45	prozent	pflichteten	der	
Aussage	bei,	43	prozent	hielten	sie	für	falsch.	noch	höher	ist	der	Anteil	der	Weiss-nicht-
Antworten	bei	der	Frage,	ob	man	persönlich	 im	Falle	einer	Annahme	der	 initiative	mehr	
steuern	hätte	bezahlen	müssen.	17	prozent	vermochte	die	steuerinzidenz	der	initiative	nicht	
abzuschätzen.	 bemerkenswert	 ist	 jedoch,	 dass	 sich	 eine	 mehrheit	 sowohl	 der	 Ja-	 (77%)	
wie	auch	der	nein-stimmenden	(57%)	finanziell	nicht	persönlich	betroffen	 fühlte.	Warum	
lehnte	man	die	initiative	ab,	wenn	man	selbst	keine	steuerliche	mehrbelastung	zu	befürch-
ten	hatte?	ein	erheblicher	teil	(21%)	tat	dies	offensichtlich	aus	prinzipientreue,	weil	sie	die	
steuerhoheit	der	kantone	und	gemeinden	verteidigen	wollten.	überdurchschnittlich	hoch	
ist	in	dieser	gruppe	von	stimmenden	zudem	der	Anteil	derer,	die	empfehlungen	befolgten	
oder	linke	Vorlagen	pauschal	ablehnen.19

	

methodischer	steckbrieF

der	vorliegende	bericht	beruht	auf	einer	von	der	VoX-partnerschaft	realisierten	nachbe-
fragung.	gfs.bern	führte	die	befragung	innerhalb	von	14	tagen	nach	der	Volksabstimmung	
vom	28.	november	2010	durch.	die	Analyse	wurde	durch	das	institut	für	politikwissenschaft	
an	der	universität	bern	(ipW)	vorgenommen.

die	befragung	wurde	von	75	befragerinnen	von	zu	hause	aus	telefonisch	ausgeführt,	wobei	
gfs.bern	als	kontrollinstanz	die	möglichkeit	hatte,	die	befragung	extern	und	ohne	Voran-
kündigung	 zu	 beaufsichtigen.	 die	 stichprobenziehung	 erfolgte	 in	 einem	 dreistufigen	 zu-
fallsverfahren,	wobei	auf	der	ersten	stufe	(sprachregionen)	die	zahl	der	befragten	für	die	
drei	sprachregionen	festgelegt	wurde.	Auf	der	zweiten	stufe	(haushalte)	erfolgte	eine	zu-
fallsauswahl	aus	dem	elektronischen,	aktualisierten	telefonverzeichnis	der	swisscom.	die	
Auswahl	auf	der	dritten	stufe	(personen	aus	dem	jeweiligen	haushalt)	erfolgte	nach	dem	
«geburtstagprinzip».	 die	 stichprobe	 betrug	 1506	 personen,	 davon	 stammten	 53	 prozent	
der	befragten	aus	der	deutschschweiz,	27	prozent	aus	der	Westschweiz	und	zwanzig	pro-
zent	aus	der	italienischsprachigen	schweiz.	mit	nichtteilnehmenden	wurde	nur	ein	teil	des	
interviews	durchgeführt.	die	Verweigerungsquote	belief	sich	auf	77	prozent;	d.h.	23	prozent	
der	ursprünglich	geplanten	interviews	konnten	durchgeführt	und	verwendet	werden.	

die	 demographische	 repräsentativität	 ist	 weitgehend	 gewährleistet.20	 die	 Abweichungen	
bei	den	Altersklassen	und	dem	geschlecht	betragen	maximal	2,9	prozent,	was	–	mit	Aus-
nahme	der	Alterskategorie	der	41-	bis	65-Jährigen	–	innerhalb	des	stichprobenfehlers	liegt.	
Wie	 immer	 sind	 die	 an	 der	 Abstimmung	 teilnehmenden	 überrepräsentiert	 (+18	 prozent-
punkte)	 jedoch	 bewegt	 sich	 die	 Abweichung	 von	 der	 realen	 Abstimmungsbeteiligung	 im	
rahmen	früherer	VoX-Analysen.	die	in	der	umfrage	ermittelten	stimmenverhältnisse	wei-
chen	unterschiedlich	stark	vom	effektiven	ergebnis	ab.	die	befürworterinnen	der	steuer-
gerechtigkeits-initiative	sind	knapp	übervertreten	(differenz:	+2.7	prozentpunkte),	während	
die	ermittelten	Ja-Anteile	sowohl	bei	der	Ausschaffungsinitiative	(−9.4	prozentpunkte)	wie	
auch	beim	gegenentwurf	(−3.3	prozentpunkte)	unter	dem	effektiven	Anteil	liegen.	

Wir	haben,	wie	seit	der	VoX-Analyse	nr.	70	üblich,	 für	die	durchführung	bestimmter	be-
rechnungen	 gewichtungsfaktoren	 für	 die	 beteiligung	 resp.	 das	 Abstimmungsverhalten	
verwendet.	gewichtet	wurde	dort,	wo	sich	die	untersuchungsvariable	jeweils	auf	Ja-	und	
nein-stimmende	bzw.	auf	teilnehmende	und	nichtteilnehmende	bezog.	

die	grösse	der	stichprobe	(1506	personen)	ergibt	bei	einer	reinen	zufallsauswahl	und	einer	
Verteilung	der	prozentwerte	von	50%:50%	einen	stichprobenfehler	von	±2.5	prozentpunk-
ten.	bei	einer	geringeren	stichprobengrösse	erhöht	er	sich,	z.b.	bei	den	ca.	1030	Abstim-

17		die	zustimmungsanteile	betrugen	71%	für	haushaltseinkommen	zwischen	5'000	und	7'000	chF	und	
72%	für	solche	zwischen	7'000	und	9'000	chF.

18		72	prozent	der	mittleren	einkommensschichten,	die	sich	mit	dem	Argument	einverstanden	erklärten,	
legten	in	der	Folge	auch	ein	nein	zur	initiative	in	die	urne.

19		diese	Anteile	liegen	bei	7	prozent	(empfehlungen)	und	4	prozent	(herkunft	der	initiative).	die	Anteile	
für	die	Vergleichsgruppe,	demnach	diejenigen,	welche	die	Vorlage	ablehnten	und	der	Ansicht	waren,	
sie	müssten	bei	einem	Ja	mehr	steuern	bezahlen,	liegen	bei	2	prozent	(empfehlungen)	und	1	prozent	
(herkunft	der	initiative).

20		siehe	 hierzu:	 longchamp,	 c.	 et	 al.:	 technischer	 bericht	 zur	 VoX-Analyse	 vom	 28.	 november	 2010,		
gfs.bern,	17.	dezember	2010.
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mungsteilnehmenden	in	der	vorliegenden	untersuchung	auf	±3.1.	liegen	die	prozentwerte	
weiter	auseinander,	so	reduziert	sich	der	stichprobenfehler	 (z.b.	bei	einem	ergebnis	von	
rund	70%:30%	auf	±2,8).	Vorsicht	bei	der	interpretation	von	daten	ist	also	dort	geboten,	wo	
die	subsamples	klein	sind	und	die	Verteilung	der	prozentwerte	zugleich	ausgeglichen	ist.	in	
solchen	Fällen	können	auf	grund	des	grösseren	stichprobenfehlers	keine	Aussagen	über	
mehrheitsverhältnisse	gemacht	werden.

die	 bestimmung	 des	 signifikanzniveaus	 stützt	 sich	 auf	 den	 unabhängigkeitstest	 mittels	
chi-Quadrat.	dabei	bedeutet	*	eine	irrtumswahrscheinlichkeit	von	unter	0.05,	**	eine	sol-
che	von	unter	0.01	und	***	eine	solche	unter	0.001.	im	letzteren	Fall	heisst	dies,	dass	die	
Wahrscheinlichkeit,	dass	ein	zusammenhang	zwischen	zwei	Variablen	zufällig	entstanden	
ist,	unter	einem	promille	liegt	und	demnach	der	zusammenhang	als	sehr	hoch	signifikant	
bezeichnet	 werden	 kann.	 Alle	 Werte,	 die	 eine	 irrtumswahrscheinlichkeit	 von	 über	 0.05	
haben,	 sind	 gemäss	 statistischer	 konvention	 als	 nicht	 signifikant	 anzusehen.	 Als	 bezie-
hungsmass	für	bivariate	beziehungen	wurde	der	koeffizient	von	cramers	V	verwendet.	bei	
diesem	koeffizienten	kann	bei	einem	Wert	von	0	von	keinem	zusammenhang	und	bei	einem	
Wert	von	1	von	einem	vollständigen	zusammenhang	ausgegangen	werden.	die	Werte	für	
unterschiedliche	bivariate	beziehungen	lassen	sich	allerdings	nicht	direkt	vergleichen,	da	
zu	 ihrer	 berechnung	 auch	 die	 Anzahl	 der	 merkmalskategorien	 beider	 Variablen	 und	 die	
Fallzahl	beizuziehen	sind.
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